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Erklärung der benutzten Zeichen 

 * Verfahren der Konsultation 

 *** Verfahren der Zustimmung 

 ***I Ordentliches Gesetzgebungsverfahren (erste Lesung) 

 ***II Ordentliches Gesetzgebungsverfahren (zweite Lesung) 

 ***III Ordentliches Gesetzgebungsverfahren (dritte Lesung) 

 

(Die Angabe des Verfahrens beruht auf der im Rahmen des Entwurfs eines 

Rechtsakts vorgeschlagenen Rechtsgrundlage.) 

 

 

 

 

 

Änderungsanträge zu einem Entwurf eines Rechtsakts 

In den Änderungsanträgen des Parlaments werden die Änderungen am 

Entwurf eines Rechtsakts durch Fett- und Kursivdruck gekennzeichnet. 

Wenn Textteile mager und kursiv gesetzt werden, dient das als Hinweis an 

die zuständigen technischen Dienststellen, dass für diese Teile des Entwurfs 

eines Rechtsakts im Hinblick auf die Erstellung des endgültigen Textes eine 

Korrektur empfohlen wird (beispielsweise wenn Textteile in einer 

Sprachfassung offenkundig fehlerhaft sind oder ganz fehlen). Diese 

Korrekturempfehlungen bedürfen der Zustimmung der betreffenden 

technischen Dienststellen. 

 

Der Kopftext zu dem gesamten Änderungsantrag zu einem bestehenden 

Rechtsakt, der durch den Entwurf eines Rechtsakts geändert werden soll, 

umfasst auch eine dritte und eine vierte Zeile, in der der bestehende 

Rechtsakt bzw. die von der Änderung betroffene Bestimmung des 

bestehenden Rechtsakts angegeben werden. Textteile, die aus einer 

Bestimmung eines bestehenden Rechtsakts übernommen sind, die das 

Parlament ändern will, obwohl sie im Entwurf eines Rechtsakts nicht 

geändert ist, werden durch Fettdruck gekennzeichnet. Streichungen in 

solchen Textteilen werden wie folgt gekennzeichnet: [...]. 
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ENTWURF EINER LEGISLATIVEN ENTSCHLIESSUNG DES EUROPÄISCHEN 
PARLAMENTS 

zu dem Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates zur 

Festsetzung von Emissionsnormen für neue leichte Nutzfahrzeuge im Rahmen der 

Gesamtstrategie der Gemeinschaft zur Minderung der CO2-Emissionen von leichten 

Nutzfahrzeugen und Pkw 

(KOM(2009)0593 – C7-0271/2009 – 2009/0173(COD)) 

(Ordentliches Gesetzgebungsverfahren: erste Lesung) 

Das Europäische Parlament, 

– in Kenntnis des Vorschlags der Kommission an das Europäische Parlament und den Rat 

(KOM(2009) 593, 

– gestützt auf Artikel 251 Absatz 2 und Artikel 175 Absatz 1 des EG-Vertrags, auf deren 

Grundlage ihm der Vorschlag der Kommission unterbreitet wurde (C7-0271/2009), 

– in Kenntnis der Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlament und den Rat 

mit dem Titel „Auswirkungen des Inkrafttretens des Vertrags von Lissabon auf die 

laufenden interinstitutionellen Beschlussfassungsverfahren“ (KOM(2009) 665), 

– gestützt auf Artikel 294 Absatz 3 und Artikel 192 Absatz 1 des Vertrages über die 

Arbeitsweise der Europäischen Union, 

– in Kenntnis der Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialausschusses vom 14. Juli 2010, 

– gestützt auf Artikel 55 seiner Geschäftsordnung, 

– in Kenntnis des Berichts des Ausschusses für Umweltfragen, Volksgesundheit und 

Lebensmittelsicherheit sowie der Stellungnahmen des Ausschusses für Industrie, 

Forschung und des Ausschusses für Verkehr und (A7-0287/2010), 

1. legt den folgenden Standpunkt in erster Lesung fest; 

2. fordert die Kommission auf, es erneut zu befassen, falls sie beabsichtigt, diesen Vorschlag 

entscheidend zu ändern oder durch einen anderen Text zu ersetzen; 

3. beauftragt seinen Präsidenten, seinen Standpunkt dem Rat, der Kommission und den 

nationalen Parlamenten zu übermitteln. 

 

Änderungsantrag 1 
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Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 1 a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (1a) Die Kommission überprüfte die 

Strategie für eine nachhaltige 

Entwicklung und legte dabei das 

Augenmerk auf die wichtigsten Probleme 

auf dem Gebiet der nachhaltigen 

Entwicklung wie das Verkehrswesen, den 

Klimawandel, die öffentliche Gesundheit 

und Energieeinsparungen. All diese 

Probleme sind miteinander verbunden 

und lassen sich mit Maßnahmen zur 

Verbesserung der Energieeffizienz im 

Verkehrswesen lösen. 

Begründung 

Es sollte auf die übergreifenden Strategien der Europäischen Union hingewiesen werden. Das 

Dokument mit der Strategie für nachhaltige Entwicklung ist ein wichtiges Dokument, das 

noch nicht in den Erwägungsgründen erwähnt wurde. 

 

Änderungsantrag 2 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 3 a (neu)  

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (3a) Um die Wettbewerbsfähigkeit der 

europäischen Automobilindustrie zu 

fördern, sollte zur Erreichung der CO2-

Zielvorgaben vor allem auf Anreizsysteme 

wie die Anrechnung von 

Ökoinnovationen und die Gewährung von 

Super credits gesetzt werden anstatt auf 

strafbewehrte Verbote.  

 

Begründung 

Für die überwiegend geschäftlich tätigen Kunden ist der Kraftstoffverbrauch des Fahrzeuges 

ein wesentliches Kriterium für die Kaufentscheidung. 
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Änderungsantrag 3 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 5  

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(5) In den Mitteilungen wurde ein 

Gesamtkonzept zur Erreichung des 

Gemeinschaftsziels von durchschnittlichen 

Emissionen von 120 g CO2/km der in der 

Gemeinschaft zugelassenen neuen 

Personenkraftwagen bis 2012 

vorgeschlagen, das zum einen durch 

obligatorische Verringerungen der CO2-

Emissionen der Neuwagenflotte auf 

durchschnittlich 130 g CO2/km mittels 

Verbesserungen bei der Motorentechnik 

und zum anderen durch eine weitere 

Reduzierung um 10 g CO2/km oder deren 

Äquivalent, falls dies technisch 

erforderlich ist, mittels anderer technischer 

Verbesserungen, einschließlich besserer 

Kraftstoffeffizienz bei leichten 

Nutzfahrzeugen verwirklicht werden soll. 

(5) In den Mitteilungen wurde ein 

Gesamtkonzept zur Erreichung des 

Gemeinschaftsziels von durchschnittlichen 

Emissionen von 120 g CO2/km der in der 

Gemeinschaft zugelassenen neuen 

Personenkraftwagen bis 2012 

vorgeschlagen, das zum einen durch 

obligatorische Verringerungen der CO2-

Emissionen der Neuwagenflotte auf 

durchschnittlich 130 g CO2/km mittels 

Verbesserungen bei der Motorentechnik 

und zum anderen durch eine weitere 

Reduzierung um 10 g CO2/km oder deren 

Äquivalent, falls dies technisch 

erforderlich ist, mittels anderer technischer 

Verbesserungen, einschließlich besserer 

Kraftstoffeffizienz – die sich auch auf 

andere Arten von Fahrzeugen, unter 

anderem leichte Nutzfahrzeuge erstrecken 

sollen – verwirklicht werden soll. 

 

Begründung 

In Erwägung 16 der Verordnung (EG) Nr. 661/2009 des Europäischen Parlaments und des 

Rates heißt es in Bezug auf die allgemeine Sicherheit von Kraftfahrzeugen, die Kommission 

sollte prüfen, ob es machbar ist, den Einbau bestimmter verfügbarer moderner Systeme auch 

für andere Fahrzeugklassen vorzuschreiben. 
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Änderungsantrag 4 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 9 a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (9a) Die Richtlinie 1999/94/EG des 

Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 13. Dezember 1999 über die 

Bereitstellung von 

Verbraucherinformationen über den 

Kraftstoffverbrauch und CO2-Emissionen 

beim Marketing für neue 

Personenkraftwagen1 schreibt bereits vor, 

dass Werbeunterlagen für Kraftfahrzeuge 

den Endverbrauchern die offiziellen 

Daten über den CO2-Ausstoß und den 

Kraftstoffverbrauch der Fahrzeuge 

mitteilen müssen. Die Kommission legte 

diese Bestimmung dahingehend auch, 

dass sie auch Werbung gemäß ihrer 

Empfehlung 2003/217/EG vom 26. März 

2003 zu der Anwendung anderer 

Werbeunterlagen auf die Richtlinie 

1999/94/EG über die Bereitstellung von 

Verbraucherinformationen2 einschließt. 

Deshalb sollte der Geltungsbereich der 

Richtlinie 1999/94/EG auf leichte 

Nutzfahrzeuge ausgedehnt werden, sodass 

jedwede Werbung für leichte 

Nutzfahrzeuge den Endverbrauchern die 

offiziellen Daten über den CO2-Ausstoß 

und den Kraftstoffverbrauch der 

Fahrzeuge mitteilen muss, wenn 

Informationen über den 

Energieverbrauch oder den Preis gegeben 

werden. 

1ABl. L 12 vom 18.1.2000, S. 16. 

2 ABl. L 82 vom 29.3.2003, S. 33. 
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Änderungsantrag 5 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 14 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(14) Um sicherzustellen, dass die 

Zielvorgaben der besonderen Situation der 

Kleinserien- und Nischenhersteller 

Rechnung tragen und mit ihrem 

Reduktionspotenzial vereinbar sind, sollten 

für solche Hersteller alternative 

Emissionsreduktionsziele festgesetzt 

werden, die sich nach den technischen 

Möglichkeiten eines bestimmten 

Herstellers zur Reduzierung der 

spezifischen CO2-Emissionen seiner 

Fahrzeuge richten und mit den Merkmalen 

der betreffenden Marktsegmente im 

Einklang stehen. Diese Ausnahme sollte in 

die Überprüfung der spezifischen 

Emissionsziele gemäß Anhang I 

einbezogen werden, die bis spätestens 

Anfang 2013 abgeschlossen sein muss. 

(14) Um sicherzustellen, dass die 

Zielvorgaben der besonderen Situation der 

Kleinserien- und Nischenhersteller 

Rechnung tragen und mit ihrem 

Reduktionspotenzial vereinbar sind, sollten 

für solche Hersteller alternative 

Emissionsreduktionsziele festgesetzt 

werden, die sich nach den technischen 

Möglichkeiten eines bestimmten 

Herstellers zur Reduzierung der 

spezifischen CO2-Emissionen seiner 

Fahrzeuge sowie nach dem 

Durchschnittswert der CO2-Emissionen 

leichter Nutzfahrzeuge aller Hersteller 
richten und mit den Merkmalen der 

betreffenden Marktsegmente im Einklang 

stehen. Diese Ausnahme sollte in die 

Überprüfung der spezifischen 

Emissionsziele gemäß Anhang I 

einbezogen werden, die bis spätestens 

Anfang 2013 abgeschlossen sein muss. 

Begründung 

Die Vorgabe eines alternativen Emissionsziels verpflichtet diese Hersteller, mehr 

Anstrengungen zu unternehmen als Flottenhersteller, gibt ihnen aber gleichzeitig faire 

Bedingungen, ausgehend vom Durchschnittwert der CO2-Emissionen von Herstellern leichter 

Nutzfahrzeuge als Referenzpunkt. 

 

Änderungsantrag 6 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 16 a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (16a) Die Kommission sollte eine 

spezifische Berechnungsmethode für 

jeden Fahrzeugtyp vorlegen und 

gegebenenfalls eine Überarbeitung der 
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Vorschriften über die Typengenehmigung 

ins Auge fassen, um zu gewährleisten, 

dass die Werte für die CO2-Emissionen 

und die Kraftstoffeffizienz vollständiger 

Fahrzeuge repräsentativ sind und die 

tatsächlichen CO2-Emissionen nicht 

unterschätzt werden. 

Begründung 

Die Kommission hat in einem Arbeitspapier anerkannt, dass der gegenwärtige Vorschlag für 

Fahrzeuge in verschiedenen Entwicklungsstufen in der Praxis nicht durchführbar ist. In 

diesem Änderungsantrag sowie in den Änderungsanträgen 3, 4, 12 und 13 wird der 

ursprüngliche, schlecht formulierte Vorschlag gestrichen und die Kommission aufgefordert, 

bis 2011 neue Vorschläge vorzulegen.  

Um den spezifischen Bedingungen von Fahrzeugen mit mehreren Fertigungsstufen Rechnung 

zu tragen, bei denen es sich um Fahrzeuge handelt, die zunächst in einem unvollständigen 

Zustand hergestellt werden und danach noch mindestens eine weitere Stufe der 

Vervollständigung durch einen anderen Hersteller durchlaufen müssen, hat die Europäische 

Kommission Änderungen des ursprünglichen Vorschlags empfohlen. Der Änderungsantrag 

trägt diesen Empfehlungen Rechnung. 

Änderungsantrag 7 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 24  

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(24) Der Kraftstoffverbrauch und die CO2-

Emissionen von Straßenfahrzeugen sind in 

hohem Maße von ihrer Geschwindigkeit 

abhängig. Da es keine spezielle 

Geschwindigkeitsbegrenzung für leichte 

Nutzfahrzeuge gibt, besteht außerdem die 

Möglichkeit, dass durch immer größere 

Höchstgeschwindigkeiten ein 

Wettbewerbsvorteil erzielt werden soll, 

was zu überdimensionierten 

Antriebsaggregaten mit entsprechender 

Ineffizienz bei langsameren 

Betriebsbedingungen führen könnte. Es 

empfiehlt sich daher zu prüfen, ob der 

Geltungsbereich der Richtlinie 92/6/EWG 

des Rates über Einbau und Benutzung von 

Geschwindigkeitsbegrenzern für bestimmte 

Kraftfahrzeugklassen in der Gemeinschaft 

(24) Der Kraftstoffverbrauch und die CO2-

Emissionen von Straßenfahrzeugen sind 

auch von ihrer Geschwindigkeit abhängig. 

Gemäß des grundsätzlichen Ansatzes, bei 

der Reduzierung der CO2-Emissionen 

vermehrt auf marktwirtschaftliche 

Anreizsysteme statt auf Verbote zu setzen, 

könnte eine freiwillige Regelung, die den 

Herstellern im Gegenzug für den Einbau 

von Geschwindigkeitsbegrenzern 

bestimmte Gutschriften für die 
eingesparten CO2-Emissionen gewährt, 

zur Förderung einer Kraftstoff 

sparenderen und umweltfreundlicheren 

Flotte leichter Nutzfahrzeuge in der 

Union beitragen. Es empfiehlt sich aber 

vorher dringend wissenschaftlich zu 

prüfen, ob durch den Einbau von 
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auf die unter diese Verordnung fallenden 

leichten Nutzfahrzeuge ausgeweitet werden 

kann. 

Geschwindigkeitsbegrenzern signifikante 

Mengen an CO2-Emissionen eingespart 

werden können und gegebenenfalls der 

Geltungsbereich der Richtlinie 92/6/EWG 

des Rates über Einbau und Benutzung von 

Geschwindigkeitsbegrenzern für bestimmte 

Kraftfahrzeugklassen in der Gemeinschaft 

im Rahmen eines freiwilligen Systems mit 

entsprechendem Anreizsystem auf die 

unter diese Verordnung fallenden leichten 

Nutzfahrzeuge ausgeweitet werden kann. 

 

Begründung 

Der Einbau von Geschwindigkeitsbegrenzern sollte nur auf freiwilliger Basis verknüpft mit 

entsprechenden Anreizsystemen erfolgen und nur unter der Voraussetzung, dass 

wissenschaftlich erwiesen ist, dass mit Geschwindigkeitsbegrenzern eine signifikante 

Reduzierung der CO2-Emissionen möglich ist. 

 

Änderungsantrag 8 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 25 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(25) Die zur Durchführung dieser 

Verordnung erforderlichen Maßnahmen 

sollten gemäß dem Beschluss 

1999/468/EG des Rates vom 28. Juni 1999 

zur Festlegung der Modalitäten für die 

Ausübung der der Kommission 

übertragenen Durchführungsbefugnisse  

erlassen werden. 

(25) Die Überwachung und die 

Berichterstattung im Bereich der 

durchschnittlichen Emissionen erfordern 

einheitliche Bedingungen für die 

Umsetzung detaillierter Regeln für die 

Erfassung, Registrierung, Präsentation, 

Übermittlung, Berechnung und 

Weiterleitung von Daten über die 

durchschnittlichen Emissionen und die 

Anwendung der Bedingungen in Anhang 

II. 

 Ferner bedarf es detaillierter Regeln 

anhand der Kriterien dieser Verordnung, 

um die Höhe des Beitrags von 

Ökoinnovationen zur Erreichung des 

spezifischen Emissionsziels eines 

Herstellers zu bestimmen. 

 Nach Artikel 291 AEUV müssen die 

Regeln und Grundsätze, nach denen die 
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Mitgliedstaaten die Wahrnehmung der 

Durchführungsbefugnisse durch die 

Kommission kontrollieren, im Voraus 

durch eine gemäß dem ordentlichen 

Gesetzgebungsverfahren angenommene 

Verordnung festgelegt werden. Bis zur 

Annahme dieser neuen Verordnung gilt 

der Beschluss 1999/468/EG des Rates vom 

28. Juni 1999 zur Festlegung der 

Modalitäten für die Ausübung der der 

Kommission übertragenen 

Durchführungsbefugnisse1 mit Ausnahme 

des Regelungsverfahrens mit Kontrolle, 

das nicht anwendbar ist. 

 

Änderungsantrag 9 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 26 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(26) Insbesondere sollte die Kommission 

die Befugnis erhalten, die Überwachungs- 

und Berichterstattungsvorschriften im 

Lichte der Erfahrungen mit der 

Anwendung dieser Verordnung zu 

ändern, Verfahren für die Erhebung von 

Abgaben wegen Emissionsüberschreitung 

einzuführen, die 

Durchführungsbestimmungen bezüglich 

der Ausnahmeregelung für bestimmte 

Hersteller anzunehmen, und Anhang I 

anzupassen, um der Entwicklung der 

Masse der in der Gemeinschaft 

zugelassenen neuen leichten 

Nutzfahrzeuge sowie Änderungen des in 

der Verordnung (EG) Nr. 715/2007 

festgelegten Regeltestverfahrens zur 

Messung spezifischer CO2-Emissionen 

Rechnung zu tragen. Da es sich hierbei 

um Maßnahmen allgemeiner Tragweite 

handelt, die eine Änderung von nicht 

wesentlichen Bestimmungen dieser 

Verordnung und eine Ergänzung dieser 

Verordnung durch die Hinzufügung von 

neuen nicht wesentlichen Bestimmungen 

(26) Um die Anhänge erforderlichenfalls 

anpassen zu können, sollte die 

Kommission die Befugnis erhalten, 

delegierte Rechtsakte gemäß Artikel 290 

des Vertrags über die Arbeitsweise der 

Europäischen Union anzunehmen. Die 

Kommission sollte die Regeln über die 

Überwachung und Berichterstattung in 

Anhang II im Lichte der Erfahrungen mit 

der Anwendung dieser Verordnung 

ergänzen oder ändern, um eine Methode 

zur Erfassung von 

Emissionsüberschreitungsabgaben zu 

entwickeln und die Auslegung der 

Kriterien für Ausnahmen zu regeln, was 

den Inhalt der Anträge auf Gewährung 

einer Ausnahme sowie den Inhalt und die 

Bewertung der Programme zur Senkung 

spezifischer CO2-Emissionen anbelangt, 

und zwar im Hinblick auf Maßnahmen 

zur Anpassung der Methoden in Anhang 

I an Änderungen des ordentlichen 

Testverfahrens zur Messung spezifischer 

CO2-Emissionen. Es ist besonders 

wichtig, dass die Kommission bei ihren 
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bewirken, sollten diese Maßnahmen nach 

dem Regelungsverfahren mit Kontrolle 

gemäß Artikel 5a des Beschlusses 

1999/468/EG erlassen werden. 

vorbereitenden Arbeiten angemessene 

Konsultationen – auch auf 

Expertenebene – durchführt. 

 

Änderungsantrag 10 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 1 – Absatz 1 a (neu)  

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 1a. Diese Verordnung ist Teil der 

ergänzenden Maßnahmen im Rahmen der 

EU-Gesamtstrategie. 

 

Begründung 

Mit dieser Verordnung wird die im Jahr 2007 begonnene Serie legislativer Vorschläge der 

Kommission zur Senkung der klimawirksamen Auswirkungen des Straßenverkehrs fortgesetzt 

und eine der in der Mitteilung KOM(2007)0019 genannten technologischen Verbesserungen 

vorgenommen. 

 

Änderungsantrag 11 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 1 – Absatz 2 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

2. Für die Zeit ab 2020 wird mit dieser 

Verordnung ein Zielwert für die 

durchschnittlichen Emissionen von in der 

Gemeinschaft zugelassenen neuen leichten 

Nutzfahrzeugen von 135 g CO2/km 

festgesetzt. 

2. Für die Zeit ab 2020 wird mit dieser 

Verordnung ein Zielwert für die 

durchschnittlichen Emissionen von in der 

Gemeinschaft zugelassenen neuen leichten 

Nutzfahrzeugen von 140 g CO2/km 

festgesetzt. 
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Änderungsantrag 12 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 2 – Absatz 2 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

2. Eine vorherige Zulassung außerhalb der 

Gemeinschaft weniger als drei Monate vor 

der Zulassung in der Gemeinschaft wird 

nicht berücksichtigt. 

2. Betrifft nicht die deutsche Fassung. 

Begründung 

(Betrifft nicht die deutsche Fassung: Der Änderungsantrag dient der sprachlichen 

Klarstellung sowie der Kohärenz mit dem Text der Verordnung zur Reduktion von CO2-

Emissionen bei Pkw (EG) Nr. 443/2009.) 

 

Änderungsantrag 13 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 3 – Absatz 1 – Buchstabe a  

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(a) „durchschnittliche spezifische CO2-

Emissionen“: für einen Hersteller den 

Durchschnitt der spezifischen CO2-

Emissionen aller neuen leichten 

Nutzfahrzeuge, deren Hersteller er ist; 

(a) „durchschnittliche spezifische CO2-

Emissionen“: für einen Hersteller den 

Durchschnitt der spezifischen CO2-

Emissionen aller neuen leichten 

Nutzfahrzeuge, gemäß Artikel 2, deren 

Hersteller er ist; 

 

 

Änderungsantrag 14 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 3 – Absatz 1 – Buchstabe f 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(f) „spezifische CO2-Emissionen“: die 

gemäß der Verordnung (EG) Nr. 715/2007 

gemessenen und als CO2-Massenemission 

(kombiniert) in der 

Übereinstimmungsbescheinigung 

angegebenen Emissionen eines leichten 

(f) „spezifische CO2-Emissionen“: die 

gemäß der Verordnung (EG) Nr. 715/2007 

gemessenen und als CO2-Massenemission 

(kombiniert) in der 

Übereinstimmungsbescheinigung des 

vollständigen oder vervollständigten 
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Nutzfahrzeugs;  Fahrzeugs angegebenen Emissionen eines 

leichten Nutzfahrzeugs; 

Begründung 

Die Kommission hat in einem Arbeitspapier anerkannt, dass der gegenwärtige Vorschlag für 

Fahrzeuge in verschiedenen Entwicklungsstufen in der Praxis nicht durchführbar ist. In 

diesem Änderungsantrag sowie in den Änderungsanträgen 1, 4, 12 und 13 wird der 

ursprüngliche, schlecht formulierte Vorschlag gestrichen und die Kommission aufgefordert, 

bis 2011 neue Vorschläge vorzulegen. 

 

Änderungsantrag 15 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 3 – Absatz 1 – Buchstabe g 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(g) „Zielvorgabe für die spezifischen 

Emissionen“: für einen Hersteller den 

gemäß Anhang I bestimmten Durchschnitt 

der indikativen spezifischen CO2-

Emissionen für alle neuen leichten 

Nutzfahrzeuge, deren Hersteller er ist. 

(g) „Zielvorgabe für die spezifischen 

Emissionen“: für einen Hersteller den 

gemäß Anhang I bestimmten Durchschnitt 

der indikativen spezifischen CO2-

Emissionen für alle neuen leichten 

Nutzfahrzeuge, deren Hersteller er ist, 

oder, wenn dem Hersteller eine 

Ausnahme nach Artikel 10 gewährt wird, 

das nach dieser Ausnahme bestimmte 

spezifische Emissionsziel. 

Begründung 

Der Verweis auf das spezifische Emissionsziel für Hersteller, denen eine Ausnahme nach 

Art. 10 dieser Verordnung gewährt wird, sollte aus Gründen der Kohärenz mit dem Text der 

Verordnung zur Reduktion von CO2-Emissionen bei Pkw (EG) Nr. 443/2009 mit 

aufgenommen werden. 

 

Änderungsantrag 16 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 3 – Absatz 1 – Buchstabe g a (neu)  

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (ga) „Aufstandsfläche“: die 

durchschnittliche Breite der Achse 

multipliziert mit dem Radstand gemäß der 
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Übereinstimmungsbescheinigung sowie 

Anhang I Abschnitte 2.1 und 2.3 der 

Richtlinie 2007/46/EG. 

 

Begründung 

Der in Anhang II Teil B Absatz 5 genannte Begriff „Aufstandsfläche“ muss bestimmt werden. 

 

Änderungsantrag 17 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 3 – Absatz 1 – Buchstabe g b (neu)  

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (gb) „Nutzlast“: den Unterschied 

zwischen einerseits der technisch 

zulässigen Gesamtmasse in beladenem 

Zustand gemäß Anhang III der Richtlinie 

2007/46/EG und andererseits der Masse 

des Fahrzeugs. 

 

Begründung 

Die Kohärenz mit Anhang II Teil B Absätze 5 und 6 wird sichergestellt. 

 

Änderungsantrag 18 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 3 – Absatz 1 – Buchstabe g c (neu)  

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (gc) „vollständiges Fahrzeug“: ein 

Fahrzeug, das nicht vervollständigt 

werden muss, um den technischen 

Anforderungen der Richtlinie 2007/46/EG 

zu genügen. 

 

Begründung 

Die Verordnung gilt auch für vollständige Fahrzeuge. 
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Änderungsantrag 19 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 4 – Absatz 1 a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 Bei vervollständigten Fahrzeugen muss 

der Hersteller nur die spezifischen CO2-

Emissionen der Basisfahrzeuge angeben 

und gemäß Absatz 1 einhalten. 

 

Begründung 

Die Kommission hat bereits in einem Arbeitspapier ausgeführt, dass die in dem 

Verordnungsvorschlag erwähnte Methode zur Bestimmung der spezifischen CO2-Emissionen 

von vervollständigten Fahrzeugen nicht geeignet ist. Werden Fahrzeuge weiteren 

Fertigungsstufen unterzogen, so hat der Hersteller des Basisfahrzeugs keinerlei 

Einflussmöglichkeit auf die CO2-Emissionen dieser vervollständigten Fahrzeuge. 

 

Änderungsantrag 20 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 4 Absatz 2 a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 Sind die spezifischen Emissionswerte des 

fertigen Fahrzeugs nicht verfügbar, stützt 

sich der Hersteller des Basisfahrzeugs auf 

die spezifischen Emissionen des 

Basisfahrzeugs, um die durchschnittlichen 

spezifischen CO2-Emissionen dieses 

fertigen Fahrzeugs zu bestimmen. 

Begründung 

Die Kommission hat in einem Arbeitspapier anerkannt, dass der gegenwärtige Vorschlag für 

Fahrzeuge in verschiedenen Entwicklungsstufen in der Praxis nicht durchführbar ist. In 

diesem Änderungsantrag sowie in den Änderungsanträgen 3, 4, 12 und 13 wird der 

ursprüngliche, schlecht formulierte Vorschlag gestrichen und die Kommission aufgefordert, 

bis 2011 neue Vorschläge vorzulegen. 
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Änderungsantrag 21 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 4 – Absatz 2 b (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 Zum Zweck der Bestimmung der 

durchschnittlichen spezifischen CO2-

Emissionen eines Herstellers wird der 

Überschuss dieses Herstellers bei der 

Erreichung der Zielvorgaben für CO2-

Emissionen gemäß der Verordnung (EG) 

Nr. 443/2009 berücksichtigt, und zwar 

noch im selben Kalenderjahr, falls der 

Hersteller dies wünscht.  In diesem Fall 

erfolgt diese Bestimmung 

folgendermaßen:  

 80 % des Unterschiedes zwischen dem 

spezifischen Emissionsziel des Herstellers 

und seinen durchschnittlichen 

spezifischen Emissionen gemäß der 

Verordnung (EG) Nr. 443/2009 werden 

von seinen durchschnittlichen 

spezifischen CO2-Emissionen für leichte 

Nutzfahrzeuge abgezogen. In der 

Richtlinie 2009/33/EG wird das 

Verhältnis zwischen der während des 

gesamten Lebenszyklus zurückgelegten 

Fahrtstrecke von Pkw und der von 

leichten Nutzfahrzeugen auf 80 % 

festgelegt. 

Begründung 

Die Senkung der CO2-Emissionen von leichten Nutzfahrzeugen wurde ursprünglich als Teil 

der ergänzenden Maßnahmen im Zusammenhang mit der Senkung der CO2-Emissionen von 

Pkw eingeführt, sodass man logischerweise vom Durchschnittswert der beiden Flotten 

ausgehen muss. Es sollte möglich sein, den Durchschnittswert der CO2-Emissionen von Pkw 

und leichten Nutzfahrzeugen eines Herstellers zugrunde zu legen, weil dies die Kosten der 

Hersteller für die Anpassung an die Rechtsvorschriften senkt, wie in der EU-

Folgenabschätzung festgestellt wurde. Vom ökologischen und politischen Standpunkt aus 

macht es keinen Unterschied aus, ob die CO2-Emissionen jetzt für Pkw oder für 

Nutzfahrzeuge gesenkt werden. Wenn man vom Durchschnittswert ausgeht, werden die 

Hersteller von leichten Nutzfahrzeugen, die keine Pkw herstellen, nicht benachteiligt, weil 

diese unter Artikel 10 fallen. Der Prozentsatz von 80 % ergibt sich aus der Tatsache, dass 

leichte Nutzfahrzeuge im Laufe ihres gesamten Lebenszyklus eine längere Fahrtstrecke 
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zurücklegen und bei ihnen somit auch länger die Maßnahmen zur Senkung der CO2-

Emissionen gemäß dieser Verordnung angewendet werden (siehe Richtlinie 2009/33/EG, 

Tabelle 3 im Anhang).  

 

Änderungsantrag 22 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 4 – Absatz 2 c (neu)  

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 Ab dem 1. Januar 2016 werden auch 

vervollständigte Fahrzeuge bei der 

Bestimmung der durchschnittlichen 

spezifischen CO2-Emissionen eines 

Herstellers berücksichtigt. 

 

Begründung 

Given that the development and production cycles for LCVs are much longer than for 

passenger cars, more lead-time and a longer phase-in period are required. Concerning 

completed vehicles, The Whole Vehicle Type Approval (Directive 2007/46/EC) will only be 

applied on all types of completed vehicles from May 2013 onwards. 2014 will therefore be the 

first full calendar year of monitoring and collecting the CO2 emissions and mass of completed 

vehicles according to new procedure available. Manufacturers will therefore only receive the 

data on completed vehicles and therefore assess their impact on the average emissions of 

their own whole fleet in the second half of 2015. Inclusion of completed vehicles emissions in 

the average of manufacturers should therefore not take place before 2016 due to lack of data 

availability before and initial risk of data errors. 

 

Änderungsantrag 23 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 5 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

Bei der Berechnung der durchschnittlichen 

spezifischen CO2-Emissionen zählt jedes 

neue leichte Nutzfahrzeug mit spezifischen 

CO2-Emissionen von weniger als 

50 g CO2/km als 

Bei der Berechnung der durchschnittlichen 

spezifischen CO2-Emissionen zählt jedes 

neue leichte Nutzfahrzeug mit spezifischen 

CO2-Emissionen von weniger als 

50 g CO2/km als 

– 2,5 leichte Nutzfahrzeuge im Jahr 2014, – 3,5 leichte Nutzfahrzeuge im Jahr 2015, 

– 1,5 leichte Nutzfahrzeuge im Jahr 2015, – 2,5 leichte Nutzfahrzeuge im Jahr 2016, 
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– 1 leichtes Nutzfahrzeug ab 2016. – 2,0 leichte Nutzfahrzeuge im Jahr 2017, 

 

Änderungsantrag 24 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 5 a (neu)  

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 Artikel 5a 

 Spezifische Emissionszielvorgaben für mit 

alternativem Kraftstoff betriebene 

Fahrzeuge 

 Für die Feststellung, inwieweit ein 

Hersteller seine in Artikel 4 genannten 

spezifischen CO2-Emissionsziele erfüllt, 

werden die angegebenen CO2-Emissionen 

für jedes Fahrzeug, das so konstruiert ist, 

dass es mit einem Gemisch aus 

Ottokraftstoff und Bioethanol mit einem 

Bioethanolgehalt von 85 % („E 85“) 

betrieben werden kann, das den 

einschlägigen unionsrechtlichen 

Vorschriften oder den europäischen 

technischen Normen entspricht, bis 31. 

Dezember 2018 um 5 % in Anerkennung 

der Tatsache verringert, dass beim Betrieb 

mit Biokraftstoffen ein größeres Potenzial 

hinsichtlich Technologie und 

Emissionsreduktion gegeben ist. Diese 

Reduktion gilt nur dann, wenn 

mindestens 30 % der Tankstellen in dem 

Mitgliedstaat, in dem das Fahrzeug 

zugelassen ist, diesen Typ alternativen 

Kraftstoffs anbieten, der die 

Nachhaltigkeitskriterien für 

Biokraftstoffe nach den einschlägigen 

unionsrechtlichen Vorschriften erfüllt. 

 

Begründung 

Der fortschreitende Ausbau der Infrastruktur für Biokraftstoffe kann zu einer bedeutenden 

Verringerung der CO2-Emissionen der Fahrzeugflotte auf einer „Well-to-Wheels“-Basis 

führen. Eine Regelung für mit alternativen Kraftstoffen betriebene leichte Nutzfahrzeuge 

sollte daher analog der Verordnung zur Reduktion von CO2-Emissionen bei Pkw (EG) Nr. 
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443/2009 aufgenommen werden. 

 

Änderungsantrag 25 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 6 – Absatz 1 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

1. Hersteller neuer leichter 

Nutzfahrzeuge, denen keine Ausnahme 

nach Artikel 10 gewährt wurde, können 

eine Emissionsgemeinschaft bilden, um 

ihren Verpflichtungen gemäß Artikel 4 

nachzukommen. 

1. Hersteller, denen keine Ausnahme nach 

Artikel 10 oder nach Artikel 11 der 

Verordnung (EG) Nr. 443/2009 gewährt 

wurde, können eine 

Emissionsgemeinschaft bilden, um ihren 

Verpflichtungen gemäß Artikel 4 

nachzukommen. 

Begründung 

Die Bildung einer Emissionsgemeinschaft auf der Grundlage der CO2-Emissionen der von 

einem Hersteller erzeugten Pkw und leichten Nutzfahrzeuge sollte möglich sein, weil dies die 

Kosten der Hersteller für die Anpassung an die Rechtsvorschriften senkt, wie in der EU-

Folgenabschätzung festgestellt wurde. Vom ökologischen und politischen Standpunkt aus 

macht es keinen Unterschied aus, ob die CO2-Emissionen jetzt für Pkw oder für 

Nutzfahrzeuge gesenkt werden. Wenn man vom Durchschnittswert ausgeht, werden die 

Hersteller von leichten Nutzfahrzeugen, die keine Pkw herstellen, nicht benachteiligt, weil 

diese unter Artikel 10 fallen. Der Prozentsatz von 80 % ergibt sich aus der Tatsache, dass 

leichte Nutzfahrzeuge im Laufe ihres gesamten Lebenszyklus eine längere Fahrtstrecke 

zurücklegen und bei ihnen somit auch länger die Maßnahmen zur Senkung der CO2-

Emissionen gemäß dieser Verordnung angewendet werden (siehe Richtlinie 2009/33/EG, 

Tabelle 3 im Anhang). 

 

Änderungsantrag 26 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 6 – Absatz 6 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

6. Absatz 5 gilt nicht, wenn alle Hersteller 

einer Emissionsgemeinschaft zu derselben 

Gruppe verbundener Hersteller gehören. 

6. Absatz 5 gilt nicht, wenn alle Hersteller 

einer Emissionsgemeinschaft zu derselben 

Gruppe verbundener Hersteller gehören, 

wenn die Emissionsgemeinschaft nur aus 

einem Hersteller besteht, der die von ihm 

hergestellten Pkw und leichten 

Nutzfahrzeuge zu einer 
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Emissionsgemeinschaft zusammenfasst. 

Begründung 

Siehe Änderungsantrag zu Artikel 6 Absatz 1. 

 

Änderungsantrag 27 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 6 Absatz 6 a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 6a. Die Ziele des einzelnen Herstellers 

werden durch ein geändertes Ziel ersetzt, 

wenn es eine Emissionsgemeinschaft von 

Pkw und von leichten Nutzfahrzeugen 

gibt. 

 Diese Änderung wird wie folgt definiert:  

 % des Unterschieds zwischen dem Ziel des 

Herstellers für spezifische CO2-Emissionen 

und seinen durchschnittlichen spezifischen 

CO2-Emissionen gemäß der Verordnung 

(EG) Nr. 443/2009 werden zu seinem Ziel 

für durchschnittliche spezifische CO2-

Emissionen von leichten Nutzfahrzeugen 

addiert. In der Richtlinie 2009/33/EG wird 

das Verhältnis zwischen der während des 

gesamten Lebenszyklus zurückgelegten 

Fahrtstrecke von Pkw und der von 

leichten Nutzfahrzeugen auf 80 % 

festgelegt. 

Begründung 

Siehe Änderungsantrag zu Artikel 6 Absatz 1. 

 

Änderungsantrag 28 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 7 - Absatz 9 - Unterabsatz 2 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

Die Kommission kann Anhang II entfällt 
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aufgrund der mit der Anwendung dieser 

Verordnung gewonnenen Erfahrungen 

ändern. Diese Maßnahmen zur Änderung 

von nicht wesentlichen Bestimmungen 

dieser Verordnung werden nach dem in 

Artikel 13 Absatz 3 genannten 

Regelungsverfahren mit Kontrolle 

erlassen. 

 

Änderungsantrag 29 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 7 – Absatz 10 a (neu)  

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 10a. Ab dem 1. Januar 2014 unterliegen 

auch vervollständigte Fahrzeuge der 

Überwachung. 

 

Begründung 

Abhängig von der gewählten Lösung dürften die Typgenehmigungs-Rahmenrichtlinie 

2007/46/EG und das derzeitige Überwachungssystem bei vervollständigten Fahrzeugen 

wahrscheinlich nicht ein reibungsloses Funktionieren gemäß dem Kommissionsvorschlag 

gewährleisten. Die Typgenehmigung für vollständige Fahrzeuge ist ab Mai 2013 auf alle 

Kategorien vervollständigter Fahrzeuge anwendbar. Deshalb sollten vervollständigte 

Fahrzeuge ab dem 1. Januar 2014 überwacht werden. 2014 wird das erste volle Kalenderjahr 

sein, in dem die CO2-Emissionen und die Masse vervollständigter Fahrzeuge nach dem neuen 

Verfahren überwacht und erfasst werden. 

 

Änderungsantrag 30 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 7 a (neu)  

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 Artikel 7a 

 Information 

 Jeder Hersteller von leichten 

Nutzfahrzeugen stellt für das am 1. 

Januar 2014 beginnende Kalenderjahr 

und jedes folgende Kalenderjahr sicher, 
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dass Informationen über die 

durchschnittlichen spezifischen CO2-

Emissionen und den Kraftstoffverbrauch 

seiner Fahrzeugmodelle dem Kunden 

bereitgestellt werden. 

 

Begründung 

Für die überwiegend geschäftlich tätigen Kunden ist der Kraftstoffverbrauch des Fahrzeuges 

ein wesentliches Kriterium für die Kaufentscheidung. Deshalb müssen diese Informationen 

dem Kunden zur Verfügung gestellt werden 

 

Änderungsantrag 31 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 8 – Absatz 2 – Unterabsatz 1 – Buchstabe a – Ziffer i 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(i) bei Emissionsüberschreitungen von 

mehr als 3 g CO2/km: 

(i) bei Emissionsüberschreitungen von 

mehr als 3 g CO2/km: 

((Überschreitung – 3) × 120 EUR + 

45 EUR) × Anzahl neuer leichter 

Nutzfahrzeuge 

(Überschreitung – 3) Χ 95 EUR + 

45 EUR) Χ Anzahl neuer leichter 

Nutzfahrzeuge 

 

Änderungsantrag 32 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 8 – Absatz 2 – Unterabsatz 1 – Buchstabe b 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(b) Ab 2019: (b) Ab 2019: 

(Überschreitung Χ 120 EUR) Χ Anzahl 

neuer leichter Nutzfahrzeuge 

(Überschreitung Χ 95 EUR) Χ Anzahl 

neuer leichter Nutzfahrzeuge 

Begründung 

Siehe Begründung des Änderungsantrags zu Artikel 8 Absatz 2 Buchstabe a. 
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Änderungsantrag 33 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 8 - Absatz 2 - Unterabsatz 2 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

Für die Zwecke dieses Artikels Für die Zwecke dieses Artikels 

ist eine „Überschreitung“ die positive 

Anzahl Gramm je Kilometer, um die die 

durchschnittlichen spezifischen CO2-

Emissionen eines Herstellers – unter 

Berücksichtigung der durch gemäß 

Artikel 11 genehmigte innovative 

Technologien erreichten CO2-

Emissionsreduktionen und der CO2-

Emissionsreduktionen unterhalb des Ziels 

gemäß der Verordnung (EG) Nr. 443/2009 

– dessen Zielvorgabe für die spezifischen 

Emissionen in dem Kalenderjahr oder Teil 

des Kalenderjahrs, für das die 

Verpflichtung nach Artikel 4 gilt, 

übersteigen, gerundet auf drei 

Dezimalstellen und ist die „Anzahl neuer 

leichter Nutzfahrzeuge“ die im 

betreffenden Jahr zugelassene Anzahl der 

neuen leichten Nutzfahrzeuge dieses 

Herstellers unter Berücksichtigung der 

Phase-in-Kriterien gemäß Artikel 4. 

ist eine „Überschreitung“ die positive 

Anzahl Gramm je Kilometer, um die die 

durchschnittlichen spezifischen CO2-

Emissionen eines Herstellers – unter 

Berücksichtigung der durch gemäß 

Artikel 11 genehmigte innovative 

Technologien erreichten CO2-

Emissionsreduktionen, der CO2-

Emissionseinsparungen über das in der 

Verordnung (EG) Nr. 443/2009 

festgelegte Ziel hinaus und der CO2-

Emissionsreduktionen unterhalb des Ziels 

gemäß der Verordnung (EG) Nr. 443/2009 

– dessen Zielvorgabe für die spezifischen 

Emissionen in dem Kalenderjahr oder Teil 

des Kalenderjahrs, für das die 

Verpflichtung nach Artikel 4 gilt, 

übersteigen, gerundet auf drei 

Dezimalstellen und ist die „Anzahl neuer 

leichter Nutzfahrzeuge“ die im 

betreffenden Jahr zugelassene Anzahl der 

neuen leichten Nutzfahrzeuge dieses 

Herstellers unter Berücksichtigung der 

Phase-in-Kriterien gemäß Artikel 4. 

Begründung 

Die Bildung einer Emissionsgemeinschaft von Pkw und leichten Nutzfahrzeugen (auf der 

Basis des Durchschnitts der Entfernungen zum Ziel) senkt die Kosten der Hersteller für die 

Anpassung an die Rechtsvorschriften, wie in der EU-Folgenabschätzung festgestellt wurde. 

Vom ökologischen und politischen Standpunkt aus macht es keinen Unterschied aus, ob die 

CO2-Emissionen jetzt für Pkw oder für Nutzfahrzeuge gesenkt werden. Wenn man vom 

Durchschnittswert ausgeht, werden die Hersteller von leichten Nutzfahrzeugen, die keine Pkw 

herstellen, nicht benachteiligt, weil diese unter Artikel 10 fallen. Der Faktor 0.8 

berücksichtigt die längere Gesamtfahrt mit leichten Nutzfahrzeugen und die Maßnahmen zur 

Senkung der CO2-Emissionen gemäß dieser Verordnung. 

 

Änderungsantrag 34 
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Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 8 – Absatz 3 – Unterabsatz 2  

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

Diese Maßnahmen zur Änderung nicht 

wesentlicher Bestimmungen dieser 

Verordnung durch Ergänzung werden 

nach dem in Artikel 13 Absatz 3 

genannten Regelungsverfahren mit 

Kontrolle erlassen. 

entfällt 

 

Begründung 

 

Änderungsantrag 35 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 9 – Absatz 2  

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

2. Ab 31. Oktober 2014 wird in der gemäß 

Absatz 1 veröffentlichten Liste auch 

angegeben, ob der Hersteller die 

Anforderungen des Artikels 4 für das 

vorangegangene Kalenderjahr erfüllt hat. 

2. Ab 31. Oktober 2015 wird in der gemäß 

Absatz 1 veröffentlichten Liste auch 

angegeben, ob der Hersteller die 

Anforderungen des Artikels 4 für das 

vorangegangene Kalenderjahr erfüllt hat. 

 

Begründung 

Dieser Änderungsantrag ergibt sich aus dem Änderungsantrag zu Artikel 7 Absätze 1 und 2. 

 

Änderungsantrag 36 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 9 a (neu)  

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 Artikel 9a 

Kraftstoffverbrauchsanzeige 

 Ab dem 1. Januar 2012 rüsten die 

Hersteller Fahrzeuge der Kategorie M1 

im Sinne der Richtlinie 2007/46/EG, für 

die sie eine Typgenehmigung gemäß der 
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Verordnung (EG) Nr. 715/2007 

beantragen, mit einer 

Kraftstoffverbrauchsanzeige aus. 

 

Begründung 

Es ist wichtig, dass die Fahrer den tatsächlichen Kraftstoffverbrauch ihres Fahrzeugs kennen, 

welcher in vielen Fällen über dem im EU-Prüfzyklus ermittelten Wert liegt. Die 

Kraftstoffverbrauchsanzeige bietet nicht nur diese Information, sondern auch den Anreiz zu 

einer Kraftstoff sparenden Fahrweise. Die Kommission arbeitet gerade Regeln zur 

Ausstattung der Pkw mit einer solchen Anzeige aus. Diese Regeln sollten auch für leichte 

Nutzfahrzeuge gelten. 

 

Änderungsantrag 37 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 10 – Absatz 2 – Buchstabe d 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(d) eine Zielvorgabe für die spezifischen 

CO2-Emissionen, die mit dem 

Reduktionspotenzial des Herstellers, 

einschließlich des wirtschaftlichen und 

technologischen Potenzials und gesamten 

Industriedurchschnitts zur Reduzierung 

seiner spezifischen CO2-Emissionen, im 

Einklang steht, wobei die Besonderheiten 

des Marktes für den hergestellten Typ 

leichter Nutzfahrzeuge berücksichtigt 

werden. 

(d) eine Zielvorgabe für die spezifischen 

CO2-Emissionen, die mit dem 

Reduktionspotenzial des Herstellers, 

einschließlich des wirtschaftlichen und 

technologischen Potenzials zur 

Reduzierung seiner spezifischen CO2- 

Emissionen, sowie dem Durchschnittswert 

der CO2-Emissionen leichter 

Nutzfahrzeuge aller Hersteller im 

Einklang steht, wobei die Besonderheiten 

des Marktes für den hergestellten Typ 

leichter Nutzfahrzeuge berücksichtigt 

werden. 

Begründung 

Die Vorgabe eines alternativen Emissionsziels verpflichtet diese Hersteller, mehr 

Anstrengungen zu unternehmen als Flottenhersteller, gibt ihnen aber gleichzeitig faire 

Bedingungen, ausgehend vom Durchschnittwert der CO2-Emissionen von Herstellern leichter 

Nutzfahrzeuge als Referenzpunkt. 
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Änderungsantrag 38 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 10 – Absatz 7 – Unterabsatz 2 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

Diese Maßnahmen, mit denen nicht 

wesentliche Vorschriften dieser 

Verordnung geändert werden sollen, 

werden nach dem Regelungsverfahren 

mit Kontrolle gemäß Artikel 13 Absatz 3 

festgelegt. 

entfällt 

 

Änderungsantrag 39 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 11 – Absatz 2 – Einleitung  

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

2. Die Kommission erlässt bis zum 31. 

Dezember 2012 

Durchführungsbestimmungen für das 

Verfahren zur Genehmigung solcher 

innovativer Technologien nach dem in 

Artikel 13 Absatz 2 genannten 

Regelungsverfahren. Diese 

Durchführungsbestimmungen gründen sich 

auf folgende Kriterien für innovative 

Technologien: 

2. Die Kommission erlässt bis zum 

31. Dezember 2012 

Durchführungsbestimmungen für das 

Verfahren zur Genehmigung solcher 

innovativer Technologien nach dem in 

Artikel 13 Absatz 2 genannten 

Regelungsverfahren. Diese 

Durchführungsbestimmungen stehen im 

Einklang mit Artikel 12 Absatz 2 der 

Verordnung (EG) Nr. 443/2009 und  

 

Begründung 

In Artikel 12 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 443/2009 zur Verringerung der CO2-

Emissionen von Personenkraftwagen wird angeführt, dass die Kommission bis 2010 

Durchführungsbestimmungen für das Verfahren zur Genehmigung solcher innovativer 

Technologien erlässt. Die Bestimmungen für das Genehmigungsverfahren, die gegenwärtig 

für Pkws erörtert werden, sollten für leichte Nutzfahrzeuge gelten. Es sollten keine 

Unterschiede zwischen Ökoinnovationen für Pkws und leichte Nutzfahrzeuge gemacht 

werden. Ebenso sollte es keine Unterschiede beim Genehmigungsverfahren geben. Jegliche 

Doppelarbeit sollte verhindert werden. 

 

Änderungsantrag 40 
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Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 12 – Absatz 1 – Unterabsatz 1  

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

1. Bis 31. Oktober 2016 und danach alle 

drei Jahre werden Maßnahmen zur 

Änderung von Anhang I erlassen, durch die 

der dort genannte Wert M0 an die 

durchschnittliche Masse neuer leichter 

Nutzfahrzeuge in den vorausgegangenen 

drei Kalenderjahren angepasst wird. 

1. Bis 31. Oktober 2016 und danach alle 

drei Jahre werden Maßnahmen zur 

Änderung von Anhang I erlassen, durch die 

der dort genannte Wert M0 an die 

durchschnittliche Masse neuer leichter 

Nutzfahrzeuge, die in den 

vorausgegangenen drei Kalenderjahren 

angemeldet wurden, angepasst wird. 

 

 

Änderungsantrag 41 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 12 – Absatz 4 – Unterabsatz 1 – Spiegelstrich 1 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

– vorbehaltlich der Bestätigung der 

Realisierbarkeit anhand aktueller 

Folgenabschätzungsergebnisse die 

Modalitäten festzulegen, auf deren 

Grundlage bis zum Jahr 2020 ein 

langfristiges Ziel von 135 g CO2/km auf 

kosteneffiziente Weise erreicht werden 

kann, und 

– vorbehaltlich der Bestätigung der 

Realisierbarkeit anhand aktueller 

Folgenabschätzungsergebnisse die 

Modalitäten festzulegen, auf deren 

Grundlage bis zum Jahr 2020 ein 

langfristiges Ziel von 140 g CO2/km auf 

kosteneffiziente Weise erreicht werden 

kann, und 

 

Änderungsantrag 42 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 12 – Absatz 4 – Unterabsatz 2 – Spiegelstrich 2  

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

– sie bestätigt die Einbeziehung von 

Fahrzeugen der Kategorien N2 und M2, 

wie in Anhang II der Richtlinie 

2007/46/EG definiert, mit einer 

Bezugsmasse von höchstens 2610 kg und 

von Fahrzeugen, auf die die 

Typgenehmigung gemäß Artikel 2 Absatz 

2 der Verordnung (EG) Nr. 715/2007 

– sie unterbreitet einen Vorschlag, 

Fahrzeuge der Kategorien N2 und M2, wie 

in Anhang II der Richtlinie 2007/46/EG 

definiert, mit einer Bezugsmasse von 

höchstens 2610 kg und von Fahrzeugen, 

auf die die Typgenehmigung gemäß 

Artikel 2 Absatz 2 der Verordnung (EG) 

Nr. 715/2007 erweitert wird, in die 
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erweitert wird, in die vorliegende 

Verordnung. 

vorliegende Verordnung im Hinblick auf 

das langfristige Ziel ab dem Jahr 2020 

einzubeziehen. 

 

Begründung 

Die Festlegung der genauen Werte für die langfristigen Ziele sowie die Einbeziehung von 

leichten Nutzfahrzeugen der Kategorien N2 und M2 in diese Verordnung stehen unter dem 

Vorbehalt der noch zu bestätigenden Realisierbarkeit durch eine entsprechende 

Folgenabschätzung. 

 

Änderungsantrag 43 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 12 – Absatz 4 – Unterabsatz 3  

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

Diese Maßnahmen, mit denen nicht 

wesentliche Vorschriften dieser 

Verordnung geändert werden sollen, 

werden nach dem Regelungsverfahren 

mit Kontrolle gemäß Artikel 13 Absatz 3 

festgelegt. 

Die Kommission unterbreitet dem 

Europäischen Parlament und dem Rat 

Vorschläge für Maßnahmen, mit denen 

wesentliche Vorschriften dieser 

Verordnung geändert werden sollen. 

 

 

Änderungsantrag 44 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 12 – Absatz 6 – Unterabsatz 2  

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

Diese Maßnahmen zur Änderung von 

nicht wesentlichen Bestimmungen dieser 

Verordnung werden nach dem in 

Artikel 13 Absatz 3 genannten 

Regelungsverfahren mit Kontrolle 

erlassen. 

entfällt 

 

Begründung 

 

Änderungsantrag 45 
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Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 12 – Absatz 7  

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

7. Die Kommission überprüft bis 2015 die 

in Anhang II Teil B Nummer 7 festgelegte 
Methode zur Bestimmung der spezifischen 

CO2-Emissionen von vervollständigten 

Fahrzeugen und legt dem Europäischen 

Parlament und dem Rat gegebenenfalls 

einen Vorschlag zur Änderung von 

Anhang II vor. 

7. Die Kommission legt bis 2011 ein  

Verfahren zur Ermittlung repräsentativer 

Werte für die CO2-Emissionen und die 

Masse von vervollständigten Fahrzeugen 

zum Zweck der Überwachung fest. 

 

Begründung 

Es sollte in der Verantwortung der Kommission liegen, vor der Annahme eines 

Legislativvorschlags eine geeignete Lösung zu finden. Der Kommissionsvorschlag sieht die 

Einhaltung eines bestimmten CO2-Ziels ab 2014 vor. Vervollständigte Fahrzeuge machen 

rund 15-16 % des gesamten Marktes für leichte Nutzfahrzeuge aus. Aufgrund des hohen 

Marktanteils und der noch unbekannten Auswirkungen auf die Erstausrüster muss 

schnellstmöglich ein geeignetes Verfahren zur Ermittlung repräsentativer Werte für die CO2-

Emissionen und die Masse von vervollständigten Fahrzeugen festgelegt werden. 

 

Änderungsantrag 46 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 12 a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 Artikel 12a 

 Durchführungsmaßnahmen 

 Die Überwachung und die 

Berichterstattung im Bereich der 

durchschnittlichen Emissionen erfordern 

einheitliche Bedingungen für die 

Umsetzung detaillierter Regeln für die 

Erfassung, Registrierung, Präsentation, 

Übermittlung, Berechnung und 

Weiterleitung von Daten über die 

durchschnittlichen Emissionen und die 

Anwendung der Bedingungen in Anhang 

II gemäß dem Verfahren in Artikel 13 

Absatz 2. 
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 Ferner bedarf es detaillierter Regeln 

anhand der Kriterien dieser Verordnung, 

um die Höhe des Beitrags von 

Ökoinnovationen zur Erreichung des 

spezifischen Emissionsziels eines 

Herstellers zu bestimmen. 

 

Änderungsantrag 47 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 13 – Absatz 1 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

1. Die Kommission wird von dem durch 

Artikel 8 der Entscheidung 93/389/EWG 

eingesetzten Ausschuss unterstützt. 

1. Die Kommission wird von dem durch 

Artikel 9 der Entscheidung Nr. 

280/2004/EG des Europäischen 

Parlaments und des Rates vom 11. 

Februar 2004 über ein System zur 

Überwachung der 

Treibhausgasemissionen in der 

Gemeinschaft und zur Umsetzung des 

Kyoto-Protokolls1 
 eingesetzten Ausschuss unterstützt. 

 1 ABl. L 49 vom 19.2.2004, S. 1. 

Begründung 

Technische Änderung, da Art. 9 der Entscheidung 280/2004/EG in der aktuellen Fassung Art. 

8 der Entscheidung 93/389/EWG ersetzt und analog der Verordnung zur Reduktion von CO2-

Emissionen bei Pkw (EG) Nr. 443/2009 als Referenz angegeben werden sollte. 

 

Änderungsantrag 48 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 13 – Absatz 3 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

3. Wird auf diesen Absatz Bezug 

genommen, so gelten Artikel 5a Absätze 1 

bis 4 und Artikel 7 des Beschlusses 

1999/468/EG unter Beachtung von dessen 

Artikel 8. 

entfällt 
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Änderungsantrag 49 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 13 a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 Artikel 13a 

 Delegierte Rechtsakte 

 1. Zur Berücksichtigung des technischen 

Fortschritts kann die Kommission 

delegierte Rechtsakte gemäß Artikel 13b 

und zu den Bedingungen der Artikel 13c 

und 13d annehmen, um den Anhang II 

anhand der Erfahrungen mit der 

Annahme dieser Verordnung gemäß 

Artikel 7 Absatz 9 Unterabsatz 2 

anzupassen, Methoden zur Erfassung der 

Emissionsüberschreitungsabgaben nach 

Artikel 8 Absatz 3 festzulegen und Regeln 

zur Auslegung der Kriterien für 

Ausnahmen betreffend den Inhalt der 

Anträge auf Gewährung einer Ausnahme 

sowie des Inhalts und der Bewertung der 

Programme zur Senkung der spezifischen 

CO2-Emissionen gemäß Artikel 10 Absatz 

7 festzulegen. Die Kommission kann 

Maßnahmen ergreifen, um die Methoden 

in Anhang I anzupassen, sodass die 

Änderungen des ordentlichen 

Testverfahrens zur Messung der 

spezifischen CO2-Emissionen gemäß 

Artikel 12 Absatz 6 berücksichtigt werden. 

 2. Beim Erlass dieser delegierten 

Rechtsakte handelt die Kommission nach 

den Bestimmungen dieser Verordnung. 

 

Änderungsantrag 50 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 13 b (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 Artikel 13b 
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Ausübung der Befugnisübertragung 

 1. Die Befugnis zur Annahme delegierter 

Rechtsakte gemäß Artikel 7 Absatz 9 

Unterabsatz 2, Artikel 8 Absatz 3, Artikel 

10 Absatz 7, Artikel 12 Absatz 6 und 

Artikel 13a wird der Kommission für 

einen Zeitraum von fünf Jahren ab dem 

Inkrafttreten dieser Verordnung 

übertragen. Die Kommission erstellt 

spätestens sechs Monate vor Ablauf dieser 

Fünfjahresfrist einen Bericht über die ihr 

delegierten Befugnisse. Die Übertragung 

der Befugnisse wird automatisch für 

einen weiteren Zeitraum von fünf Jahren 

verlängert, sofern das europäische 

Parlament oder der Rat diese Befugnisse 

nicht gemäß Artikel 13c widerrufen. 

 2. Sobald die Kommission einen 

delegierten Rechtsakt erlässt, übermittelt 

sie ihn gleichzeitig dem Europäischen 

Parlament und dem Rat. 

 3. Die Befugnis zur Annahme delegierter 

Rechtsakte wird der Kommission zu den 

Bedingungen in den Artikeln 13c und 13d 

übertragen. 

 

Änderungsantrag 51 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 13 c (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 Artikel 13c 

 Widerruf der Befugnisübertragung 

 1. Das Europäische Parlament oder der 

Rat kann die Übertragung der in Artikel 7 

Absatz 9 Unterabsatz 2, Artikel 8 Absatz 3, 

Artikel 10 Absatz 7, Artikel 12 Absatz 6 

und Artikel 13a genannten Befugnisse 

jederzeit widerrufen. 

 2. Das Organ, das ein internes Verfahren 

eingeleitet hat, um zu entscheiden, ob die 

Befugnisübertragung widerrufen werden 
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soll, bemüht sich, das andere Organ und 

die Kommission innerhalb einer 

angemessenen Frist vor der endgültigen 

Beschlussfassung zu unterrichten und 

nennt dabei die übertragenen Befugnisse, 

die widerrufen werden könnten, sowie die 

etwaigen Gründe für einen Widerruf. 

 3. Der Beschluss über den Widerruf 

beendet die Übertragung der in diesem 

Beschluss angegebenen Befugnis. Der 

Widerruf wird sofort oder zu einem in 

dem Beschluss angegebenen späteren 

Zeitpunkt wirksam. Die Gültigkeit von 

delegierten Rechtsakten, die bereits in 

Kraft sind, wird davon nicht berührt. Er 

wird im Amtsblatt der Europäischen 

Union veröffentlicht. 

 

Änderungsantrag 52 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 13 d (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 Artikel 13d 

 Einwände gegen delegierte Rechtsakte 

 1. Das Europäische Parlament oder der 

Rat können innerhalb einer Frist von 

zwei Monaten nach dem Datum der 

Bekanntgabe gegen einen delegierten 

Rechtsakt Einwände erheben. 

 Auf Betreiben des Europäischen 

Parlaments oder des Rates wird diese 

Frist um zwei Monate verlängert. 

 2. Haben bei Ablauf der in Absatz 1 

genannten Frist weder das Europäische 

Parlament noch der Rat Einwände gegen 

den delegierten Rechtsakt erhoben, so 

wird der delegierte Rechtsakt im Amtsblatt 

der Europäischen Union veröffentlicht 

und tritt zu dem darin genannten 

Zeitpunkt in Kraft. 

 Der delegierte Rechtsakt kann vor Ablauf 
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dieser Frist im Amtsblatt der 

Europäischen Union veröffentlicht 

werden und in Kraft treten, wenn sowohl 

das Europäische Parlament als auch der 

Rat der Kommission mitgeteilt haben, 

dass sie nicht die Absicht haben, 

Einwände zu erheben. 

 3. Erheben das Europäische Parlament 

oder der Rat Einwände innerhalb der in 

Absatz 1 genannten Frist gegen den 

delegierten Rechtsakt, tritt dieser nicht in 

Kraft. Das Organ, das Einwände erhebt, 

begründet seine Einwände gegen den 

delegierten Rechtsakt. Das Organ, das 

Einwände erhebt, gibt die Gründe für 

seine Einwände gegen den delegierten 

Rechtsakt an. 

 

Änderungsantrag 53 

Vorschlag für eine Verordnung 

Anhang I – Nummer 1 – Einleitung 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

1. Die indikativen spezifischen CO2-

Emissionen, gemessen in Gramm je 

Kilometer, für jedes leichte Nutzfahrzeug 

werden nach folgenden Formeln bestimmt:  

1. Die spezifischen CO2-Emissionen, 

gemessen in Gramm je Kilometer, für jedes 

leichte Nutzfahrzeug werden nach 

folgenden Formeln bestimmt: 

 

Änderungsantrag 54 

Vorschlag für eine Verordnung 

Anhang 2 – Abschnitt A – Nummer 1 – Einleitung  

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

1. Die Mitgliedstaaten erfassen für das am 

1. Januar 2011 beginnende Jahr und für 

jedes folgende Jahr die folgenden Angaben 

über neue leichte Nutzfahrzeuge, die in 

ihrem Hoheitsgebiet zugelassen werden: 

1. Die Mitgliedstaaten erfassen für das am 

1. Januar 2013 beginnende Jahr und für 

jedes folgende Jahr die folgenden Angaben 

über neue leichte Nutzfahrzeuge, die in 

ihrem Hoheitsgebiet zugelassen werden: 
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Begründung 

Dieser Änderungsantrag dient der Kohärenz. Zur Vermeidung von Wettbewerbsverzerrungen 

und Diskriminierungen einzelner Hersteller sollte die Überwachung Hand in Hand mit der 

Durchsetzung der Verordnung gehen. 

 

Änderungsantrag 55 

Vorschlag für eine Verordnung 

Anhang 2 – Abschnitt A – Nummer 3 – Einleitung  

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

3. Jeder Mitgliedstaat stellt für das am 1. 

Januar 2011 beginnende Kalenderjahr und 

für jedes folgende Kalenderjahr nach den 

in Teil B festgelegten Methoden für jeden 

Hersteller Folgendes fest: 

3. Jeder Mitgliedstaat stellt für das am 

1. Januar 2013 beginnende Kalenderjahr 

und für jedes folgende Kalenderjahr nach 

den in Teil B festgelegten Methoden für 

jeden Hersteller Folgendes fest: 

 

Begründung 

Dieser Änderungsantrag dient der Kohärenz. Zur Vermeidung von Wettbewerbsverzerrungen 

und Diskriminierungen einzelner Hersteller sollte die Überwachung Hand in Hand mit der 

Durchsetzung der Verordnung gehen. 

 

Änderungsantrag 56 

Vorschlag für eine Verordnung 

Anhang II – Abschnitt A – Nummer 3 – Buchstabe d – Ziffer ii  

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(ii) die spezifischen CO2-Emissionen, (ii) die spezifischen CO2-Emissionen und 

der Anteil der CO2-Einsparungen infolge 

innovativer Technologien gemäß Artikel 

11, 

 

Begründung 

Dieser Änderungsantrag dient der Kohärenz. Zur Vermeidung von Wettbewerbsverzerrungen 

und Diskriminierungen einzelner Hersteller sollte die Überwachung Hand in Hand mit der 

Durchsetzung der Verordnung gehen. 
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Änderungsantrag 57 

Vorschlag für eine Verordnung 

Anhang II – Teil B – Nummer 7 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

7. Spezifische Emissionen 

vervollständigter Fahrzeuge 

 

Die spezifischen Emissionen 

vervollständigter Fahrzeuge werden 

gemäß der Richtlinie 2004/3/EG 

bestimmt. Liegt dieser Wert nicht vor, so 

werden die spezifischen Emissionen eines 

vervollständigten Fahrzeugs auf den 

höchsten Wert der spezifischen 

Emissionen aller vollständigen 

Fahrzeuge, die demselben Typ 

angehören, wie das unvollständige 

Fahrzeug, auf dem das vervollständigte 

Fahrzeug basiert, und die in demselben 

Überwachungsjahr in der EU zugelassen 

wurden, festgesetzt, wobei für 

„Fahrzeugtyp“ die Definition nach 

Artikel 3 der Richtlinie 2007/46/EG gilt. 

Gibt es mehr als drei verschiedene Werte 

für die spezifischen Emissionen aller 

vollständigen Fahrzeuge, so sind die 

zweithöchsten spezifischen Emissionen 

zugrunde zu legen. 

7. Im Fall von Mehrphasen-Fahrzeugen 

ist der Hersteller des vollständigen 

Fahrzeugs für das gesamte Fahrzeug 

verantwortlich. Zur Registrierung der 

wichtigsten Parameter betreffend die 

CO2-Emissionen und Bezugsmasse des 

Fahrzeugs gemäß dieser Verordnung ist 

jedoch der Hersteller des unvollständigen 

Fahrzeugs dafür verantwortlich, dass der 

CO2-Zielwert gemäß dieser Verordnung 

eingehalten wird. Dabei darf dem 

Hersteller des unvollständigen Fahrzeugs 

keine unzumutbare Belastung auferlegt 

werden. 

 
Der Hersteller des vollständigen 

Fahrzeugs übermittelt den zuständigen 

Überwachungsbehörden zum Zwecke der 

Überwachung eine 

„Überwachungsbezugsmasse“ des 

vervollständigten Fahrzeugs und den 

entsprechenden CO2-Wert auf der 

Grundlage der Informationen des 

Herstellers des unvollständigen 

Fahrzeugs, welcher entweder eine Tabelle 

der CO2-Werte, die den verschiedenen 

endgültigen Inertiegewichtsklassen 

entsprechen, liefert oder nur einen CO2-

Wert auf der Basis des unvollständigen 

Fahrzeugs plus einer ergänzenden 

Defaultmasse (300 kg für Klasse 

Fahrzeuge der Klasse III, 200 kg für 
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Fahrzeuge der Klasse II und  100 kg für 

Fahrzeuge der Klasse I) angibt. Diese 

Masse gilt auch für Abschnitt C. 

 
Die Kommission passt die Richtlinie 

2007/46/EG bis zum 31. Dezember 2011 

erforderlichenfalls an. Um die Gültigkeit 

dieses Prozesses zu gewährleisten, 

validiert die Kommission diesen Prozess 

im ersten Kalenderjahr nach Inkrafttreten 

dieser Verordnung und passt ihn 

erforderlichenfalls an. Erst nach 

Inkrafttreten dieser Anpassung können 

mehrstufige Fahrzeuge vollständig in die 

Zielwerterfüllung einberechnet werden. 
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BEGRÜNDUNG 

Seit der Verabschiedung der Verordnung zur Minderung der CO2-Emissionen von Pkw 

wartete man auch auf einen entsprechenden Rechtsakt für leichte Nutzfahrzeuge.  

Leichte Nutzfahrzeuge werden vor allem von Firmen einschließlich kleiner und mittlerer 

Unternehmen genutzt und machen gegenwärtig rund 12 % der Gesamtflotte aus. Sie werden 

von den Firmen oft in großen Mengen gekauft und deshalb bereits einer strengen Prüfung 

hinsichtlich ihrer Kraftstoffeffizienz und Betriebskosten unterzogen.  

Im Zeitraum 2002-2007 betrug die durchschnittliche Senkung der CO2-Emissionen von 

leichten Nutzfahrzeugen 0,4-0,5 % pro Jahr. Diese Verbesserung der Kraftstoffeffizienz 

wurde durch den Zuwachs des Verkehrsaufkommens und der Fahrzeuggröße wettgemacht.  

Es bedarf deshalb EU-weiter Normen für neue leichte Nutzfahrzeuge, sodass unterschiedliche 

nationale Regelungen nicht zur Aufsplitterung des Binnenmarkts führen. Außerdem sind CO2-

Emissionsnormen für leichte Nutzfahrzeuge notwendig, um eine Regulierungslücke aufgrund 

einer Überschneidung der Zulassungen für Pkw und der für leichte Nutzfahrzeuge zu 

vermeiden. Zudem forderte der Rat die Kommission am 28. Juni 2007 auf, einen Vorschlag 

zur Verbesserung der Kraftstoffeffizienz leichter Nutzfahrzeuge vorzulegen. Auch ist es 

wichtig, den Automobilsektor zu Investitionen in neue Technologien anzureizen.  

Der Berichterstatter billigt den Kommissionsvorschlag in seinen Grundzügen und begrüßt 

insbesondere den vernünftigen Ansatz, den Vorschlag weitgehend auf den Rechtsvorschriften 

für Pkw, die in der letzten Legislaturperiode angenommen wurden, zu basieren. Der Sektor 

der leichten Nutzfahrzeuge sollte genau wie der Pkw-Sektor Fortschritte auf dem Gebiet der 

Emissionsreduktion machen. 

Allerdings funktionieren die beiden Sektoren nicht ganz auf dieselbe Weise. Die leichten 

Nutzfahrzeuge haben längere Entwicklungs- und Produktionszyklen als die Pkw, werden wie 

schon ihr Name sagt, vor allem zu kommerziellen Zwecken genutzt und bieten im Gegensatz 

zu Pkw weniger Möglichkeit zur Änderung ihrer Form oder ihres Gewichts im Hinblick auf 

Emissionsreduktionen. Bei leichten Nutzfahrzeugen erfolgt dies in erster Linie durch 

Änderungen am Motor und an der Mechanik, was viel langwieriger und teurer ist, als nur die 

Form des Fahrzeugs zu ändern. Zudem muss darauf hingewiesen werden, dass 

Dieselkraftstoff bei leichten Nutzfahrzeugen viel stärker zum Einsatz kommt als bei Pkw. 

Allerdings möchte der Berichterstatter nicht, dass die im Kommissionsvorschlag angesetzten 

Fristen verlängert werden. Kürzere Fristen sorgen für die nötige Aufmerksamkeit und führen 

zu Ergebnissen. Allerdings bezweifelt der Berichterstatter, dass das vorgeschlagene 

langfristige Ziel von 135 g CO2/km realistischerweise innerhalb des genannten Zeitraums 

erreicht werden kann. Angesichts der höheren Kosten für CO2-Reduktionen bei leichten 

Nutzfahrzeugen im Vergleich zu Pkw und der längeren dafür benötigten Entwicklungs- und 

Produktionszyklen kann ein Ziel von 135 g CO2/km realistischerweise nicht innerhalb des 

vorgegebenen Zeitraums erreicht werden.150 g CO2/km ist ein ambitioniertes, aber 

realistisches Ziel. 

Die vorgeschlagene Verordnung erlaubt den Herstellern die Bildung von 
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Emissionsgemeinschaften im Hinblick auf Emissionsreduktionen. Diese Flexibilität ist zu 

begrüßen. Ausgehend vom Prinzip, dass ein Gramm eingespartes CO2 ein eingespartes 

Gramm unabhängig von der Art und Weise der Einsparung ist, schlägt der Berichterstatter 

allerdings vor, dass ein Hersteller, der sowohl Pkw als auch leichte Nutzfahrzeuge herstellt, 

Emissionsgemeinschaften der beiden Fahrzeugkategorien innerhalb seines Unternehmens 

bilden kann. Die Bildung einer Emissionsgemeinschaft von Pkw und leichten Nutzfahrzeugen 

(auf der Basis des Durchschnitts der Entfernungen zum Ziel) senkt die Kosten der Hersteller 

für die Anpassung an die Rechtsvorschriften, wie in der EU-Folgenabschätzung festgestellt 

wurde. Vom ökologischen und politischen Standpunkt aus macht es keinen Unterschied aus, 

ob die CO2-Emissionen jetzt für Pkw oder für Nutzfahrzeuge gesenkt werden. Wenn man 

vom Durchschnittswert ausgeht, werden die Hersteller von leichten Nutzfahrzeugen, die keine 

Pkw herstellen, nicht benachteiligt, weil diese unter Artikel 10 fallen. Der Prozentsatz von 80 

% ergibt sich aus der Tatsache, dass leichte Nutzfahrzeuge im Laufe ihres gesamten 

Lebenszyklus eine längere Fahrtstrecke zurücklegen und bei ihnen somit auch länger die 

Maßnahmen zur Senkung der CO2-Emissionen gemäß dieser Verordnung angewendet werden 

(siehe Richtlinie 2009/33/EG, Tabelle 3 im Anhang). 

Der Berichterstatter begrüßt den Vorschlag der Kommission, Ausnahmen für Hersteller von 

weniger als 22 000 Fahrzeugen pro Jahr, vorzusehnen, und ist der Auffassung, dass der 

Vorschlag im Allgemeinen vernünftige Ziele setzt. Allerdings sollte in der Verordnung 

klargestellt werden, dass ein Hersteller, dem eine Ausnahme gewährt wird, Reduktionen auf 

einer Stufe mit seinen Konkurrenten erreichen muss. Es darf der Kommission nicht erlaubt 

werden, unrealistische Vorgaben zu machen, weshalb der Berichterstatter eine entsprechende 

Änderung vorgeschlagen hat. 

Ihr Berichterstatter ist überrascht, dass die vorgeschlagenen Strafen für Hersteller, die die 

CO2-Emissionen von leichten Nutzfahrzeugen nicht senken, höher sind als im Fall von Pkw. 

Die Strafen sollten die gleichen für beide Fahrzeugkategorien sein. Die Kommission 

rechtfertigt diesen Unterschied auch nicht. Deshalb schlägt der Berichterstatter eine Änderung 

vor, um die Bestimmungen über beide Fahrzeugkategorien miteinander abzustimmen. 

Ziel der vorgeschlagenen Verordnung ist die Senkung der CO2-Emissionen von leichten 

Nutzfahrzeugen. Wie bereits angesprochen ist diese Reduktion bei leichten Nutzfahrzeugen 

schwieriger als bei Pkw, weil nicht einfach Fahrgestelle leicht und relativ kostengünstig wie 

bei Pkw im Hinblick auf eine Effizienzsteigerung geändert werden können. Stattdessen 

müssen der Motor und die Mechanik verändert werden. Eine Lösung wären allerdings 

Geschwindigkeitsbegrenzer für leichte Nutzfahrzeuge. Die notwendige Technologie dafür ist 

vorhanden. Dies wäre ein billiges und wirksames Mittel zur Emissionssenkung. Viele 

Nutzfahrzeuge könnten mit einer solchen Vorrichtung nachgerüstet werden. Der Vorschlag 

des Berichterstatters gilt nur für leichte Nutzfahrzeuge. Diese Fahrzeuge dienen fast 

ausschließlich kommerziellen Zwecken und brauchen nicht schneller als 120 km/h zu fahren. 

Dies sollte aber nicht als Präzedenzfall angesehen werden, um Geschwindigkeitsbegrenzer an 

Pkw anzubringen. 

Die Kommission hat in einem Arbeitspapier eingeräumt, dass die ursprünglichen Vorschläge 

für mehrstufige Fahrzeuge (zum Beispiel Fahrzeuge, die stufenweise von verschiedenen 

Herstellern gebaut werden) praktisch nicht umsetzbar sind. Es ist ungerecht, den Hersteller 

des Basisfahrzeugs zu bestrafen, der nicht für das Geschehen in den weiteren 
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Herstellungsphasen verantwortlich ist. Die Kommission schlug vor, bis 2014 neue Vorschläge 

vorzulegen. Der Berichterstatter schlägt allerdings vor, dass die Kommission mitteilen sollte, 

wie sie bis 2011 im Fall mehrstufiger Fahrzeuge vorgehen will. Dies sollte über die Schaffung 

eines Systems zur Messung der tatsächlichen Emissionen der vervollständigten Fahrzeuge 

erfolgen. 
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28.6.2010 

STELLUNGNAHME DES AUSSCHUSSES FÜR INDUSTRIE, FORSCHUNG UND 
ENERGIE 

für den Ausschuss für Umweltfragen, Volksgesundheit und Lebensmittelsicherheit 

zu dem Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates zur 

Festsetzung von Emissionsnormen für neue leichte Nutzfahrzeuge im Rahmen der 

Gesamtstrategie der Gemeinschaft zur Minderung der CO2-Emissionen von leichten 

Nutzfahrzeugen und Pkw 

(KOM(2009)0593 – C7-0271/2009 – 2009/0173(COD)) 

Verfasser der Stellungnahme (*): Werner Langen 

(*) Assoziierter Ausschuss – Artikel 50 der Geschäftsordnung 

 

KURZE BEGRÜNDUNG 

Seit 1995 gibt es eine Gemeinschaftsstrategie zur Minderung der CO2-Emissionen von Pkw 

und leichten Nutzfahrzeugen. Der Umweltrat hat die Kommission bereits in seinen 

Schlussfolgerungen vom 10. Oktober 2000 beauftragt, Maßnahmen zur Reduktion von CO2-

Emissionen von leichten Nutzfahrzeugen zu prüfen. Mit Verordnung (EG) Nr. 443/2009 

wurden Ziele zur Reduktion von CO2-Emissionen bei Pkw festgelegt und gleichzeitig auf die 

Notwendigkeit einer Vorgabe von CO2-Zielen für leichte Nutzfahrzeuge verwiesen.  

 

Leichte Nutzfahrzeuge werden hauptsächlich von kleinen und mittleren Unternehmen 

verwendet und machen zurzeit rund 12 % der Fahrzeugflotte aus. Es handelt sich hier um 

Transporter für das Handwerk, die Kurier- und Expressdienste sowie für viele Einzelhändler 

wie Floristen, Gastwirte etc. Sie sind für die Versorgung der Bevölkerung mit den 

notwendigen täglichen Gütern unerlässlich und fördern Arbeitsplätze und Wachstum in 

zahlreichen Regionen der EU.  

 

1. Rechtsgrundlage 

Nach Überzeugung des Berichterstatters muss die Rechtsgrundlage um Art. 114 AEUV 

(ehemals Art. 95 EGV) ergänzt werden, da die Regelung auch auf eine Harmonisierung des 

Binnenmarktes abzielt. 
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2. Ziele des Verordnungsvorschlages 

Mit dem vorliegenden Verordnungsvorschlag will die Europäische Kommission schrittweise 

von 2014 bis 2016 ein einheitliches CO2-Emissionsziel für leichte Nutzfahrzeuge von 175 g 

CO2/km erreichen. Der Vorschlag sieht für leichte Nutzfahrzeuge außerdem einen 

langfristigen Zielwert von 135 g CO2/km vor, der vorbehaltlich der Bestätigung seiner 

Realisierbarkeit anhand aktueller Folgenabschätzungsergebnisse ab 2020 gelten soll. Das 

Europäische Parlament unterstützt die von der Kommission verfolgten allgemeinen Ziele, hält 

jedoch einen längeren Übergangszeitraum für unabdingbar. Die von Rat und Parlament zu 

verabschiedende Verordnung muss wettbewerbsneutrale, sozial verträgliche und nachhaltige 

Reduktionsziele anstreben, die der Vielfalt der europäischen Automobilhersteller und ihrer 

Stellung im internationalen Wettbewerb gerecht werden und gleichzeitig die berechtigten 

Belange der mittelständischen Wirtschaft berücksichtigen.  
 

3. Einführungsphase  

Die Entwicklung neuer Typen und neuer Plattformen im Bereich der Nutzfahrzeuge benötigt 

nach Angaben der Automobilindustrie bis zu 10 Jahren, die Produktzyklen sind zudem länger 

als bei Pkws. Die Kommission hat vorgeschlagen, das Ziel von 175 g CO2/km ab 2014 in 

einer mehrjährigen Übergangsphase umzusetzen. Aufgrund der längeren Zyklen sollte das 

Phase-in im Jahre 2015 beginnen, da  Fahrzeuge, die im Jahr 2014 verkauft werden, bereits in 

der Entwicklung bzw. in der Produktionsphase sind. Eine Dauer der Übergangszeit von 2015-

2018 mit einer alternativen Staffelung zur Zielerreichung von 65 %, 75 %, 80 % und 100 % 

der Neuwagenflotte korrespondiert zudem mit Dauer und Staffelung der Verordnung zur 

Reduktion von CO2-Emissionen bei Pkw (EG) Nr. 443/2009. Die Erreichung des korrigierten 

Langfristziels von 140 g CO2/km sollte ab 2018 schrittweise eingeführt werden, um 

Übergangsfristen für Hersteller und die kontinuierliche Implementierung innovativer und 

kraftstoffsparender Technologien zu ermöglichen. 
 

4. Mehrstufig gefertigte Fahrzeuge 

Nutzfahrzeuge werden häufig mehrstufig gefertigt. Ein Fahrzeughersteller liefert zunächst ein 

Fahrgestell, das dann einem Aufbauhersteller als Basis für die weitere Fertigung des 

kompletten Fahrzeugs dient. Der Anteil der mehrstufig gefertigten kleinen Nutzfahrzeuge 

liegt bei ca. 25 %, bei schwereren Nutzfahrzeugen ist der Anteil noch höher. Diese Fahrzeuge 

wurden im Verordnungsvorschlag einbezogen. Zur Ermittlung der Emissionen des 

Gesamtfahrzeugs soll eine vorläufige, provisorische Methodik angewandt werden, nach der 

die Hersteller die Verantwortung für die CO2-Emission des komplettierten Fahrzeugs 

übernehmen sollen. Die vorgeschlagene Methode ist jedoch nicht für eine valide Ermittlung 

der Emissionen des Gesamtfahrzeugs geeignet. Zudem verfügen die Hersteller nicht über die 

dafür notwendigen Daten. Die Kommission hat im Rahmen eines Arbeitspapiers bereits 

alternative Methoden zur Ermittlung der spezifischen CO2-Emissionen bei mehrstufig 

gefertigten Fahrzeugen diskutiert und wird aufgefordert, bis 2014 dem Europäischen 

Parlament und dem Rat einen Vorschlag für eine adäquate Methode zur Bestimmung der 

spezifischen CO2-Emissionen von vervollständigten Fahrzeugen vorzulegen. 

 

5. Sanktionen 

Eine Abgabe bei Überschreitung der festgelegten Zielwerte wurde bereits in der Verordnung 

zur Reduktion von CO2-Emissionen bei Pkw festgelegt. Die Sanktionen betragen während 

einer 6-jährigen Übergangsphase je nach Höhe der Überschreitung zwischen 5 Euro und 

95 Euro pro Gramm, danach ab dem ersten Gramm einer Überschreitung 95 Euro. Für leichte 
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Nutzfahrzeuge hat die Kommission eine ähnliche Verfahrensweise vorgeschlagen, der 

Höchstwert soll jedoch 120 Euro betragen. Eine Abgabe wegen Emissionsüberschreitung für 

leichte Nutzfahrzeuge darf nicht höher sein als für Pkw. Die Maßgaben sollten daher in der 

Höhe der Abgaben als auch in der zeitlichen Staffelung analog der Verordnung zur Reduktion 

von CO2-Emissionen bei Pkw (EG) Nr. 443/2009 angepasst werden. 

ÄNDERUNGSANTRÄGE 

Der Ausschuss für Industrie, Forschung und Energie ersucht den federführenden Ausschuss 

für Umweltfragen, Volksgesundheit und Lebensmittelsicherheit, folgende Änderungsanträge 

in seinen Bericht zu übernehmen: 

Änderungsantrag 1 

Vorschlag für eine Verordnung 

Bezugsvermerk 1 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der 

Europäischen Gemeinschaft, insbesondere 

auf Artikel 175 Absatz 1, 

gestützt auf den Vertrag über die 

Arbeitsweise der Europäischen Union, 

insbesondere auf Artikel 192 Absatz 1, 

Begründung 

Technische Anpassung, weil der Vorschlag für eine Verordnung vor dem Inkrafttreten des 

Vertrags von Lissabon vorgelegt wurde. 

 

Änderungsantrag 2 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 1 a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (1a) Die Kommission hat die Überprüfung 

der Strategie für nachhaltige Entwicklung 

abgeschlossen und sich dabei auf die 

dringlichsten Problembereiche in Bezug 

auf die nachhaltige Entwicklung 

konzentriert, nämlich das Verkehrswesen, 

den Klimawandel, das Gesundheitswesen 

und Energieeinsparungen. Diese allesamt 

miteinander verknüpften 

Problembereiche können durch 

Energieeffizienzmaßnahmen im 
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Verkehrssektor angegangen werden. 

Begründung 

Es sollte auf die übergreifenden Strategien der Europäischen Union hingewiesen werden. Das 

Dokument mit der Strategie für nachhaltige Entwicklung ist ein wichtiges Dokument, das 

noch nicht in den Erwägungsgründen erwähnt wurde. 

 

Änderungsantrag 3 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 2 a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (2a) Die Zunahme des Straßenverkehrs 

und die damit verbundenen erhöhten 

Gefahren und schädlichen Auswirkungen 

stellen alle Mitgliedstaaten vor erhebliche 

Probleme in den Bereichen 

Verkehrssicherheit und Umweltschutz. 

Begründung 

Laut dem von der Europäischen Umweltagentur jüngst veröffentlichten TERM-Bericht 

verursacht der Straßenverkehr nach wie vor große Umweltprobleme in Europa. Auch der 

Bereich Verkehrssicherheit sollte in diesem Zusammenhang hervorgehoben werden. 

 

Änderungsantrag 4 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 9 a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (9a) In Richtlinie 1999/94/EG wurde 

bereits gefordert, dass die 

Endverbraucher in „Werbeschriften“ für 

Fahrzeuge über die „offiziellen 

Kraftstoffverbrauchswerte und die 

offiziellen spezifischen CO2-

Emissionswerte der betreffenden 

Personenkraftwagenmodelle“ informiert 

werden. Die Kommission interpretierte 

dies dahingehend, als dass sie den Aspekt 

Werbung in ihre Empfehlung 



 

RR\834584DE.doc 47/91 PE411.042v02-00 

 DE 

2003/217/EG aufnahm. Der 

Geltungsbereich von Richtlinie 

1999/94/EG sollte daher auf leichte 

Nutzfahrzeuge ausgedehnt werden, so 

dass die Endverbraucher in 

Werbematerialien für leichte 

Nutzfahrzeuge neben Angaben zu 

Energie und Preis auch über die 

offiziellen CO2-Emissionswerte und den 

Krafftstoffverbrauch des Fahrzeuges 

informieren werden müssen. 

Änderungsantrag 5 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 13 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(13) Den Herstellern sollte die Flexibilität 

geboten werden, selbst zu entscheiden, wie 

sie die Zielvorgaben gemäß dieser 

Verordnung erfüllen wollen, und es sollte 

erlaubt werden, dass die CO2-Zielvorgaben 

nicht für jedes einzelne Fahrzeug, sondern 

für den Durchschnitt der Neufahrzeugflotte 

eines Herstellers gelten. Die Hersteller 

sollten daher verpflichtet werden 

sicherzustellen, dass die durchschnittlichen 

spezifischen Emissionen aller in der 

Gemeinschaft zugelassenen leichten 

Nutzfahrzeuge, für die sie verantwortlich 

sind, den Durchschnitt der Emissionsziele 

für diese Fahrzeuge nicht überschreiten. 

Um den Übergang zu erleichtern, sollte 

diese Vorschrift ab 2014 bis 2016 

schrittweise eingeführt werden. Dies 

entspricht den vorgegebenen 

Einführungszeiten und der Dauer der 

Übergangszeit gemäß der Verordnung 

(EG) Nr. 443/2009. 

(13) Den Herstellern sollte die Flexibilität 

geboten werden, selbst zu entscheiden, wie 

sie die Zielvorgaben gemäß dieser 

Verordnung erfüllen wollen, und es sollte 

erlaubt werden, dass die CO2-Zielvorgaben 

nicht für jedes einzelne Fahrzeug, sondern 

für den Durchschnitt der Neufahrzeugflotte 

eines Herstellers gelten. Die Hersteller 

sollten daher verpflichtet werden 

sicherzustellen, dass die durchschnittlichen 

spezifischen Emissionen aller in der 

Gemeinschaft zugelassenen leichten 

Nutzfahrzeuge, für die sie verantwortlich 

sind, den Durchschnitt der Emissionsziele 

für diese Fahrzeuge nicht überschreiten. 

Um den Übergang zu erleichtern, sollte 

diese Vorschrift ab 2015 bis 2018 

schrittweise eingeführt werden. Dies 

entspricht den vorgegebenen 

Einführungszeiten und der Dauer der 

Übergangszeit gemäß der Verordnung 

(EG) Nr. 443/2009. 

Begründung 

Aufgrund des längeren Produktzyklus bei leichten Nutzfahrzeugen, sollte das Phase-in im 

Jahre 2015 beginnen, da Fahrzeuge, die im Jahr 2014 verkauft werden, bereits in der 

Entwicklung bzw. in der Produktion sind. Eine Dauer der Übergangszeit von 2015-2018 mit 

einer alternativen Staffelung 65/75/80/100 % korrespondiert zudem mit Dauer und Staffelung 
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der Verordnung zur Reduktion von CO2-Emissionen bei Pkw (EG) Nr. 443/2009. 

Änderungsantrag 6 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 14 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(14) Um sicherzustellen, dass die 

Zielvorgaben der besonderen Situation der 

Kleinserien- und Nischenhersteller 

Rechnung tragen und mit ihrem 

Reduktionspotenzial vereinbar sind, sollten 

für solche Hersteller alternative 

Emissionsreduktionsziele festgesetzt 

werden, die sich nach den technischen 

Möglichkeiten eines bestimmten 

Herstellers zur Reduzierung der 

spezifischen CO2-Emissionen seiner 

Fahrzeuge richten und mit den Merkmalen 

der betreffenden Marktsegmente im 

Einklang stehen. Diese Ausnahme sollte in 

die Überprüfung der spezifischen 

Emissionsziele gemäß Anhang I 

einbezogen werden, die bis spätestens 

Anfang 2013 abgeschlossen sein muss. 

(14) Um sicherzustellen, dass die 

Zielvorgaben der besonderen Situation der 

Kleinserien- und Nischenhersteller 

Rechnung tragen und mit ihrem 

Reduktionspotenzial vereinbar sind, sollten 

für solche Hersteller alternative 

Emissionsreduktionsziele festgesetzt 

werden, die sich nach den technischen 

Möglichkeiten eines bestimmten 

Herstellers zur Reduzierung der 

spezifischen CO2-Emissionen seiner 

Fahrzeuge sowie nach dem 

Durchschnittswert der CO2-Emissionen 

leichter Nutzfahrzeuge aller Hersteller 
richten und mit den Merkmalen der 

betreffenden Marktsegmente im Einklang 

stehen. Diese Ausnahme sollte in die 

Überprüfung der spezifischen 

Emissionsziele gemäß Anhang I 

einbezogen werden, die bis spätestens 

Anfang 2013 abgeschlossen sein muss. 

Begründung 

Die Vorgabe eines alternativen Emissionsziels verpflichtet diese Hersteller, mehr 

Anstrengungen zu unternehmen als Flottenhersteller, gibt ihnen aber gleichzeitig faire 

Bedingungen, ausgehend vom Durchschnittwert der CO2-Emissionen von Herstellern leichter 

Nutzfahrzeuge als Referenzpunkt. 

 

Änderungsantrag 7 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 20 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(20) Die Einhaltung der in dieser 

Verordnung festgesetzten Ziele durch die 

(20) Die Einhaltung der in dieser 

Verordnung festgesetzten Ziele durch die 
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Hersteller ist auf Gemeinschaftsebene zu 

beurteilen. Die Hersteller, deren 

durchschnittliche spezifische CO2-

Emissionen die gemäß dieser Verordnung 

zulässigen Werte überschreiten, sollten ab 

1. Januar 2014 für jedes Kalenderjahr eine 

Abgabe wegen Emissionsüberschreitung 

zahlen. Die Höhe der 

Überschreitungsabgabe sollte sich danach 

bemessen, wie weit die Hersteller über dem 

Zielwert liegen. Im Interesse der Kohärenz 

sollte die Abgabenregelung sich an die in 

der Verordnung (EG) Nr. 443/2009 

festgelegte Regelung anlehnen. Die 

Beträge der 

Emissionsüberschreitungsabgabe sollten 

als Einnahmen für den 

Gesamthaushaltsplan der Europäischen 

Union angesehen werden. 

Hersteller ist auf Gemeinschaftsebene zu 

beurteilen. Die Hersteller, deren 

durchschnittliche spezifische CO2-

Emissionen die gemäß dieser Verordnung 

zulässigen Werte überschreiten, sollten ab 

1. Januar 2015 für jedes Kalenderjahr eine 

Abgabe wegen Emissionsüberschreitung 

zahlen. Die Höhe der 

Überschreitungsabgabe sollte sich danach 

bemessen, wie weit die Hersteller über dem 

Zielwert liegen. Im Interesse der Kohärenz 

sollte die Abgabenregelung sich an die in 

der Verordnung (EG) Nr. 443/2009 

festgelegte Regelung anlehnen. Die 

Beträge der 

Emissionsüberschreitungsabgabe sollten 

als Einnahmen für den 

Gesamthaushaltsplan der Europäischen 

Union angesehen werden. 

Begründung 

Aufgrund des längeren Produktzyklus bei leichten Nutzfahrzeugen sollte das Phase-in im 

Jahre 2015 beginnen, da Fahrzeuge, die im Jahr 2014 verkauft werden, bereits in der 

Entwicklung bzw. in der Produktion sind. Die Abgabe für Emissionsüberschreitung sollte 

analog erst ab dem 1. Januar 2015 erhoben werden. 

 

Änderungsantrag 8 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 21 a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (21a) Damit die Werte der CO2-

Emissionen und der Kraftstoffeffizienz 

vervollständigter Fahrzeuge repräsentativ 

sind und die tatsächlichen CO2-

Emissionen nicht zu gering angesetzt 

werden, sollte die Kommission eine 

spezifische Berechnungsmethode für die 

Bestimmung der Emissionen der 

einzelnen Fahrzeugtypen vorlegen. 

Begründung 

Die von der Kommission vorgeschlagene Methode zur Bestimmung der spezifischen CO2-
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Emissionen von vervollständigen Fahrzeugen wurde bereits in einem Arbeitspapier der 

Kommission als nicht geeignet bewertet und es wurde auf die Erarbeitung einer alternativen 

Methodik verwiesen. Aufgrund des hohen Marktanteils muss schnellstmöglich ein geeignetes 

Verfahren zur Ermittlung repräsentativer Werte für die CO2-Emissionen und die Masse der 

vervollständigten Fahrzeuge festgelegt werden. 

 

Änderungsantrag 9 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 23 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(23) Für das Erreichen des langfristigen 

Ziels sollten insbesondere im Hinblick auf 

die Steigung der Kurve, den Parameter 

für den Nutzwert und das System der 

Abgaben wegen Emissionsüberschreitung 

neue Einzelvorschriften in Betracht 

gezogen werden. 

entfällt 

Begründung 

Ein Verweis auf die Einführung zusätzlicher Einzelvorschriften verstößt gegen die Systematik 

des Verordnungsvorschlages. 

 

Änderungsantrag 10 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 24 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(24) Der Kraftstoffverbrauch und die 

CO2-Emissionen von Straßenfahrzeugen 

sind in hohem Maße von ihrer 

Geschwindigkeit abhängig. Da es keine 

spezielle Geschwindigkeitsbegrenzung für 

leichte Nutzfahrzeuge gibt, besteht 

außerdem die Möglichkeit, dass durch 

immer größere Höchstgeschwindigkeiten 

ein Wettbewerbsvorteil erzielt werden soll, 

was zu überdimensionierten 

Antriebsaggregaten mit entsprechender 

Ineffizienz bei langsameren 

Betriebsbedingungen führen könnte. Es 

entfällt 
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empfiehlt sich daher zu prüfen, ob der 

Geltungsbereich der Richtlinie 92/6/EWG 

des Rates über Einbau und Benutzung 

von Geschwindigkeitsbegrenzern für 

bestimmte Kraftfahrzeugklassen in der 

Gemeinschaft auf die unter diese 

Verordnung fallenden leichten 

Nutzfahrzeuge ausgeweitet werden kann. 

Begründung 

Regelungen zur Beschränkung der Geschwindigkeit von Fahrzeugen liegen im 

Kompetenzbereich der Mitgliedstaaten. Diese Maßnahmen wurden außerdem aus Gründen 

der Verkehrssicherheit und nicht des Umweltschutzes eingeführt. 

 

Änderungsantrag 11 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 1 – Absatz 2 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

2. Für die Zeit ab 2020 wird mit dieser 

Verordnung ein Zielwert für die 

durchschnittlichen Emissionen von in der 

Gemeinschaft zugelassenen neuen leichten 

Nutzfahrzeugen von 135 g CO2/km 

festgesetzt.  

2. Für die Zeit ab 2020 wird mit dieser 

Verordnung ein Zielwert für die 

durchschnittlichen Emissionen von in der 

Gemeinschaft zugelassenen neuen leichten 

Nutzfahrzeugen von 150 g CO2/km 

festgesetzt. 

 

Änderungsantrag 12 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 1 – Absatz 2 a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 2a. Diese Verordnung wird durch 

zusätzliche Maßnahmen zur Einsparung 

von 10 g CO2/km im Rahmen der EU-

Gesamtstrategie ergänzt. 

Begründung 

Mit dieser Verordnung wird die im Jahr 2007 begonnene Serie legislativer Vorschläge der 

Kommission zur Senkung der klimawirksamen Auswirkungen des Straßenverkehrs fortgesetzt. 
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Gemäß Erwägung 6 und Artikel 11 sollten die Bestimmungen dieser Verordnung zur 

Erreichung des Emissionsziels bei leichten Nutzfahrzeugen im Einklang mit dem 

Rechtsrahmen zur Erreichung des Emissionsziels für die Neuwagenflotte stehen, der in der 

Verordnung (EG) Nr. 443/2009 zur Festsetzung von Emissionsnormen für neue 

Personenkraftwagen im Rahmen des Gesamtkonzepts der Gemeinschaft zur Verringerung der 

CO2-Emissionen von Personenkraftwagen und leichten Nutzfahrzeugen festgelegt wurde. 

 

Änderungsantrag 13 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 2 – Absatz 2 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

2. Eine vorherige Zulassung außerhalb der 

Gemeinschaft weniger als drei Monate vor 

der Zulassung in der Gemeinschaft wird 

nicht berücksichtigt. 

2. Eine außerhalb der Gemeinschaft 

weniger als drei Monate vor der Zulassung 

in der Gemeinschaft erfolgte vorherige 

Zulassung wird nicht berücksichtigt. 

Begründung 

Der Änderungsantrag dient der sprachlichen Klarstellung sowie der Kohärenz mit dem Text 

der Verordnung zur Reduktion von CO2-Emissionen bei Pkw (EG) Nr. 443/2009. 

 

Änderungsantrag 14 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 3 – Absatz 1 – Buchstabe f 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(f) „spezifische CO2-Emissionen“: die 

gemäß der Verordnung (EG) Nr. 715/2007 

gemessenen und als CO2-Massenemission 

(kombiniert) in der 

Übereinstimmungsbescheinigung 

angegebenen Emissionen eines leichten 

Nutzfahrzeugs; 

(f) „spezifische CO2-Emissionen“: die 

gemäß der Verordnung (EG) Nr. 715/2007 

gemessenen und als CO2-Massenemission 

(kombiniert) in der 

Übereinstimmungsbescheinigung des 

vollständigen oder vervollständigten 

Fahrzeugs angegebenen Emissionen eines 

leichten Nutzfahrzeugs; 
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Änderungsantrag 15 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 3 – Absatz 1 – Buchstabe g 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(g) „Zielvorgabe für die spezifischen 

Emissionen“: für einen Hersteller den 

gemäß Anhang I bestimmten Durchschnitt 

der indikativen spezifischen CO2-

Emissionen für alle neuen leichten 

Nutzfahrzeuge, deren Hersteller er ist. 

(g) „Zielvorgabe für die spezifischen 

Emissionen“: für einen Hersteller den 

gemäß Anhang I bestimmten Durchschnitt 

der indikativen spezifischen CO2-

Emissionen für alle neuen leichten 

Nutzfahrzeuge, deren Hersteller er ist, 

oder, wenn dem Hersteller eine 

Ausnahme nach Artikel 10 gewährt wird, 

das nach dieser Ausnahme bestimmte 

spezifische Emissionsziel. 

Begründung 

Der Verweis auf das spezifische Emissionsziel für Hersteller, denen eine Ausnahme nach 

Art. 10 dieser Verordnung gewährt wird, sollte aus Gründen der Kohärenz mit dem Text der 

Verordnung zur Reduktion von CO2-Emissionen bei Pkw (EG) Nr. 443/2009 mit 

aufgenommen werden. 

 

Änderungsantrag 16 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 3 – Absatz 1 – Buchstabe g a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (ga) „Aufstandsfläche“: die Breite der 

Achse multipliziert mit dem Radstand 

gemäß der 

Übereinstimmungsbescheinigung sowie 

Anhang I Teile 2.1 und 2.3 der Richtlinie 

2007/46/EG. 

Begründung 

Mit der Bestimmung des Begriffs „Aufstandsfläche“ soll die Kohärenz mit Anhang II Teil B 

Absätze 5 und 6 sichergestellt werden. 
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Änderungsantrag 17 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 3 – Absatz 1 – Buchstabe g b (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (gb) „Nutzlast“: die Differenz zwischen 

der technisch zulässigen Höchstmasse 

gemäß Anhang III der Richtlinie 

2007/46/EG und der Masse des 

Fahrzeugs. 

Begründung 

Aus Gründen der Rechtssicherheit und Klarheit sollten alle relevanten Begriffe, für die die 

Verordnung Regelungen trifft, in Artikel 3 „Begriffsbestimmungen“ mit aufgenommen 

werden. 

 

Änderungsantrag 18 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 4 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

Jeder Hersteller von leichten 

Nutzfahrzeugen stellt für das am 

1. Januar 2014 beginnende Kalenderjahr 

und jedes folgende Kalenderjahr sicher, 

dass die durchschnittlichen spezifischen 

CO2-Emissionen seiner Fahrzeuge die 

gemäß Anhang I oder – falls dem 

Hersteller eine Ausnahmeregelung nach 

Artikel 10 gewährt wird – die gemäß dieser 

Ausnahmeregelung festgesetzte 

Zielvorgabe für die spezifischen CO2-

Emissionen nicht überschreiten. 

Jeder Hersteller von leichten 

Nutzfahrzeugen stellt für das am 

1. Januar 2015 beginnende Kalenderjahr 

und jedes folgende Kalenderjahr sicher, 

dass die durchschnittlichen spezifischen 

CO2-Emissionen seiner Fahrzeuge die 

gemäß Anhang I oder – falls dem 

Hersteller eine Ausnahmeregelung nach 

Artikel 10 gewährt wird – die gemäß dieser 

Ausnahmeregelung festgesetzte 

Zielvorgabe für die spezifischen CO2-

Emissionen nicht überschreiten. 

Für die Bestimmung der spezifischen CO2-

Emissionen jedes Herstellers werden die 

folgenden Prozentsätze der Zahl der in dem 

betreffenden Jahr zugelassenen neuen 

leichten Nutzfahrzeuge jedes Herstellers 

zugrunde gelegt: 

Für die Bestimmung der spezifischen CO2-

Emissionen jedes Herstellers werden die 

folgenden Prozentsätze der Zahl der in dem 

betreffenden Jahr zugelassenen neuen 

leichten Nutzfahrzeuge jedes Herstellers 

zugrunde gelegt: 

 – 65 % im Jahr 2015, 

– 75 % im Jahr 2014, – 75 % im Jahr 2016, 
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– 80 % im Jahr 2015, – 80 % im Jahr 2017, 

– 100 % ab 2016. – 100 % ab 2018. 

 

Änderungsantrag 19 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 5 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

Bei der Berechnung der durchschnittlichen 

spezifischen CO2-Emissionen zählt jedes 

neue leichte Nutzfahrzeug mit spezifischen 

CO2-Emissionen von weniger als 

50 g CO2/km als 

Bei der Berechnung der durchschnittlichen 

spezifischen CO2-Emissionen zählt jedes 

neue leichte Nutzfahrzeug mit spezifischen 

CO2-Emissionen von weniger als 

50 g CO2/km als 

– 2,5 leichte Nutzfahrzeuge im Jahr 2014, – 3,5 leichte Nutzfahrzeuge im Jahr 2015, 

– 1,5 leichte Nutzfahrzeuge im Jahr 2015, – 2,5 leichte Nutzfahrzeuge im Jahr 2016, 

 – 2,0 leichte Nutzfahrzeuge im Jahr 2017, 

– 1 leichtes Nutzfahrzeug ab 2016. – 1,0 leichtes Nutzfahrzeug ab 2018. 

 

Änderungsantrag 20 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 5 a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 Artikel 5a 

 Geschwindigkeitsbegrenzer 

 Die Hersteller leichter Nutzfahrzeuge 

sorgen dafür, dass diese Fahrzeuge ab 

dem am 1. Januar 2014 beginnenden 

Kalenderjahr und in allen darauf 

folgenden Kalenderjahren mit auf 

maximal 120 km/h eingestellten 

Geschwindigkeitsbegrenzern ausgerüstet 

sind. 

 

Änderungsantrag 21 
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Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 7 – Absatz 1 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

Jeder Mitgliedstaat erfasst für das am 

1. Januar 2012 beginnende Kalenderjahr 

und für jedes folgende Kalenderjahr die 

Angaben gemäß Anhang II Teil A über alle 

neuen leichten Nutzfahrzeuge, die in 

seinem Hoheitsgebiet zugelassen werden. 

Diese Angaben werden den Herstellern und 

den in den einzelnen Mitgliedstaaten von 

den Herstellern benannten Importeuren 

oder Vertretern zur Verfügung gestellt. Die 

Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen 

Maßnahmen, um sicherzustellen, dass die 

Meldestellen transparent arbeiten.  

1. Jeder Mitgliedstaat erfasst für das am 

1. Januar 2013 beginnende Kalenderjahr 

und für jedes folgende Kalenderjahr die 

Angaben gemäß Anhang II Teil A über alle 

neuen leichten Nutzfahrzeuge, die in 

seinem Hoheitsgebiet zugelassen werden. 

Diese Angaben werden den Herstellern und 

den in den einzelnen Mitgliedstaaten von 

den Herstellern benannten Importeuren 

oder Vertretern zur Verfügung gestellt. Die 

Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen 

Maßnahmen, um sicherzustellen, dass die 

Meldestellen transparent arbeiten. 

Begründung 

Die Überwachung sollte gleichzeitig mit der Anwendung der Verordnung erfolgen, um 

Marktverzerrungen und Diskriminierung von Herstellern zu vermeiden. 

As multi-stage vehicles will be covered by Directive 2007/46/EC (type approval) only as of 

April 2013, it will not be possible to monitor multi-stage vehicles satisfactorily before this 

date. Ein Pilotprojekt sollte die Überwachung von Fahrzeugen mit mehreren Fertigungsstufen 

sicherstellen und dieselbe Vorlaufzeit wie für andere Fahrzeugkategorien (z. B. M1) 

vorsehen. 

Vehicle manufacturers should get permanent access to the manufacturer specific data 

monitored by Member States already during the monitoring year. Such a regular data 

provision to manufacturers helps the industry to correct data already during the monitoring 

year and thus reduces the possibilities of data inconsistencies when the Commission 

provisionally calculates the average CO2 emissions in the preceding year. 

 

Änderungsantrag 22 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 7 – Absatz 2 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

2. Bis zum 28. Februar eines jeden Jahres, 

beginnend im Jahr 2013, ermittelt jeder 

Mitgliedstaat die in Anhang II Teil B 

genannten Daten für das vorangegangene 

2. Bis zum 28. Februar eines jeden Jahres, 

beginnend im Jahr 2014, ermittelt jeder 

Mitgliedstaat die in Anhang II Teil B 

genannten Daten für das vorangegangene 
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Kalenderjahr und übermittelt sie der 

Kommission. Die Daten werden in dem in 

Anhang II Teil C festgelegten Format 

übermittelt. 

Kalenderjahr und übermittelt sie der 

Kommission. Die Daten werden in dem in 

Anhang II Teil C festgelegten Format 

übermittelt. 

Begründung 

Die Überwachung sollte gleichzeitig mit der Anwendung der Verordnung erfolgen, um 

Marktverzerrungen und Diskriminierung von Herstellern zu vermeiden. 

As multi-stage vehicles will be covered by Directive 2007/46/EC (Type-approval) only as of 

April 2013, it will not be possible to monitor multi-stage vehicles satisfactorily before this 

date. A pilot exercise should cover a monitoring of multi-stage vehicles and include the same 

lead-time as for other vehicle categories (e.g. M1). 

Vehicle manufacturers should get permanent access to the manufacturer specific data 

monitored by Member States already during the monitoring year. Such a regular data 

provision to manufacturers helps the industry to correct data already during the monitoring 

year and thus reduces the possibilities of data inconsistencies when the Commission 

provisionally calculates the average CO2 emissions in the preceding year. 

 

Änderungsantrag 23 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 7 – Absatz 4 – erster Unterabsatz 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

4. Die Kommission führt ein zentrales 

Verzeichnis der von den Mitgliedstaaten 

gemäß diesem Artikel gemeldeten Daten, 

das öffentlich einsehbar ist. Sie berechnet 

bis spätestens 30. Juni 2013 und in jedem 

folgenden Jahr für jeden Hersteller 

vorläufig Folgendes: 

4. Die Kommission führt ein zentrales 

Verzeichnis der von den Mitgliedstaaten 

gemäß diesem Artikel gemeldeten Daten, 

das öffentlich einsehbar ist. Sie berechnet 

bis spätestens 30. Juni 2014 und in jedem 

folgenden Jahr für jeden Hersteller 

vorläufig Folgendes: 

Begründung 

Diese Änderung dient der Herstellung von Kohärenz. Die Überwachung sollte gleichzeitig mit 

der Anwendung der Verordnung erfolgen, um Marktverzerrungen und Diskriminierung von 

Herstellern zu vermeiden. Wie die Erfahrung mit der Verordnung zu Personenkraftwagen 

zeigt, bestehen Schwierigkeiten im Hinblick auf die Überwachung. Für die Einführung eines 

verlässlichen Überwachungssystems ist mehr Vorlaufzeit erforderlich, insbesondere da auf 

der Ebene der EU-27 bislang keine vollständigen Daten zum Typ N1 verfügbar sind, was 

wiederum die Inbetriebnahme des Systems schwieriger gestaltet als bei Personenkraftwagen. 

 



 

PE411.042v02-00 58/91 RR\834584DE.doc 

DE 

Änderungsantrag 24 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 7 – Absatz 7 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

7. Gelangt die Kommission auf der 

Grundlage der Berechnungen gemäß 

Absatz 5 zu der Auffassung, dass die 

durchschnittlichen spezifischen CO2-

Emissionen eines Herstellers in den 

Kalenderjahren 2012 und 2013 seine 

Zielvorgabe für die spezifischen 

Emissionen übersteigen, so setzt sie den 

Hersteller davon in Kenntnis. 

7. Gelangt die Kommission auf der 

Grundlage der Berechnungen gemäß 

Absatz 5 zu der Auffassung, dass die 

durchschnittlichen spezifischen CO2-

Emissionen eines Herstellers in den 

Kalenderjahren 2013 und 2014 seine 

Zielvorgabe für die spezifischen 

Emissionen übersteigen, so setzt sie den 

Hersteller davon in Kenntnis. 

Begründung 

Diese Änderung dient der Herstellung von Kohärenz. Die Überwachung sollte gleichzeitig mit 

der Anwendung der Verordnung erfolgen, um Marktverzerrungen und Diskriminierung von 

Herstellern zu vermeiden. 

 

Änderungsantrag 25 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 7 – Absatz 10 a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 10a. Ab 1. Januar 2014 wird die 

Überwachung auf vervollständigte 

Fahrzeuge ausgeweitet. 

Begründung 

Die Fahrzeugtypengenehmigung (2007/46/EG) wird erst ab Mai 2013 bei allen Typen 

vervollständigter Fahrzeuge angewendet. Ab 1. Januar 2014 wird also die Überwachung auf 

vervollständigte Fahrzeuge ausgeweitet. 2014 wird das erste volle Kalenderjahr sein, in dem 

die CO2-Emissionen und die Masse vervollständigter Fahrzeuge nach dem neuen Verfahren 

überwacht und erfasst werden. 
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Änderungsantrag 26 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 8 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

1. Ab dem 1. Januar 2014 und 

anschließend in jedem Kalenderjahr erhebt 

die Kommission von einem Hersteller oder 

gegebenenfalls vom Vertreter einer 

Emissionsgemeinschaft eine Abgabe 

wegen Emissionsüberschreitung, wenn die 

durchschnittlichen spezifischen CO2-

Emissionen die Zielvorgabe für die 

spezifischen Emissionen des Herstellers 

übersteigen. 

1. Ab dem 1. Januar 2015 und 

anschließend in jedem Kalenderjahr erhebt 

die Kommission von einem Hersteller oder 

gegebenenfalls vom Vertreter einer 

Emissionsgemeinschaft eine Abgabe 

wegen Emissionsüberschreitung, wenn die 

durchschnittlichen spezifischen CO2-

Emissionen die Zielvorgabe für die 

spezifischen Emissionen des Herstellers 

übersteigen. 

2. Die Abgabe wegen 

Emissionsüberschreitung gemäß Absatz 1 

wird nach folgenden Formeln berechnet:  

2. Die Abgabe wegen 

Emissionsüberschreitung gemäß Absatz 1 

wird nach folgenden Formeln berechnet:  

(a) Von 2014 bis 2018: (a) Von 2015 bis 2019: 

(i) bei Emissionsüberschreitungen von 

mehr als 3 g CO2/km: 

(i) bei Emissionsüberschreitungen von 

mehr als 3 g CO2/km: 

((Überschreitung – 3) × 120 EUR + 

45 EUR) × Anzahl neuer leichter 

Nutzfahrzeuge 

((Überschreitung – 3) × 95 EUR + 

45 EUR) × Anzahl neuer leichter 

Nutzfahrzeuge 

(ii) bei Emissionsüberschreitungen von 

mehr als 1 g CO2/km, aber höchstens 3 

g CO2/km: 

(ii) bei Emissionsüberschreitungen von 

mehr als 1 g CO2/km, aber höchstens 3 

g CO2/km: 

((Überschreitung – 2) × 120 EUR + 

45 EUR) × Anzahl neuer leichter 

Nutzfahrzeuge 

((Überschreitung – 2) × 120 EUR + 

45 EUR) × Anzahl neuer leichter 

Nutzfahrzeuge 

(iii) bei Emissionsüberschreitungen von 

mehr als 1 g CO2/km, aber höchstens 

2 g CO2/km: 

(iii) bei Emissionsüberschreitungen von 

mehr als 1 g CO2/km, aber höchstens 

2 g CO2/km: 

((Überschreitung – 1) × 120 EUR + 

45 EUR) × Anzahl neuer leichter 

Nutzfahrzeuge 

((Überschreitung – 1) × 120 EUR + 

45 EUR) × Anzahl neuer leichter 

Nutzfahrzeuge 

(iv) bei Emissionsüberschreitungen bis zu 

1 g CO2/km: 

(iv) bei Emissionsüberschreitungen bis zu 

1 g CO2/km: 

(Überschreitung × 120 EUR) × Anzahl 

neuer leichter Nutzfahrzeuge 

(Überschreitung × 120 EUR) × Anzahl 

neuer leichter Nutzfahrzeuge 
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(b) Ab 2019: (b) Ab 2020: 

(Überschreitung × 120 EUR) × Anzahl 

neuer leichter Nutzfahrzeuge 

(Überschreitung × 95 EUR) × Anzahl 

neuer leichter Nutzfahrzeuge 

3. Die Kommission legt die Verfahren für 

die Erhebung der Überschreitungsabgabe 

gemäß Absatz 1 fest. 

3. Die Kommission legt die Verfahren für 

die Erhebung der Überschreitungsabgabe 

gemäß Absatz 1 fest. 

Diese Maßnahmen zur Änderung nicht 

wesentlicher Bestimmungen dieser 

Verordnung durch Ergänzung werden nach 

dem in Artikel 13 Absatz 3 genannten 

Regelungsverfahren mit Kontrolle erlassen. 

Diese Maßnahmen zur Änderung nicht 

wesentlicher Bestimmungen dieser 

Verordnung durch Ergänzung werden nach 

dem in Artikel 13 Absatz 3 genannten 

Regelungsverfahren mit Kontrolle erlassen. 

4. Die Beträge der 

Emissionsüberschreitungsabgabe gelten als 

Einnahmen für den Gesamthaushaltsplan 

der Europäischen Union. 

4. Die Beträge der 

Emissionsüberschreitungsabgabe gelten als 

Einnahmen für den Gesamthaushaltsplan 

der Europäischen Union. 

 

Änderungsantrag 27 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 9 – Absatz 1 – Einleitungssatz 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

1. Die Kommission veröffentlicht bis 

spätestens 31. Oktober eines jeden Jahres, 

beginnend im Jahr 2013, eine Liste, in der 

für jeden Hersteller Folgendes angegeben 

ist: 

1. Die Kommission veröffentlicht bis 

spätestens 31. Oktober eines jeden Jahres, 

beginnend im Jahr 2014, eine Liste, in der 

für jeden Hersteller Folgendes angegeben 

ist: 

Begründung 

Diese Änderung dient der Herstellung von Kohärenz. Die Veröffentlichung sollte gleichzeitig 

mit der Anwendung der Verordnung erfolgen, um Marktverzerrungen und die 

Diskriminierung von Herstellern zu verhindern. 

 

Änderungsantrag 28 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 9 – Absatz 2 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

2. Ab 31. Oktober 2014 wird in der gemäß 2. Ab 31. Oktober 2016 wird in der gemäß 
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Absatz 1 veröffentlichten Liste auch 

angegeben, ob der Hersteller die 

Anforderungen des Artikels 4 für das 

vorangegangene Kalenderjahr erfüllt hat. 

Absatz 1 veröffentlichten Liste auch 

angegeben, ob der Hersteller die 

Anforderungen des Artikels 4 für das 

vorangegangene Kalenderjahr erfüllt hat. 

Begründung 

Folgeänderung zur Änderung des Startdatums mit Beginn des Phase-in im Jahre 2015. 

 

Änderungsantrag 29 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 10 – Absatz 1 – Einleitung 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

1. Hersteller von weniger als 22 000 neuen 

kleinen Nutzfahrzeugen, die je 

Kalenderjahr in der Gemeinschaft 

zugelassen werden, können eine Ausnahme 

von der gemäß Anhang I berechneten 

Zielvorgabe für die spezifischen 

Emissionen beantragen, wenn sie 

1. Hersteller von weniger als 25 000 neuen 

kleinen Nutzfahrzeugen, die je 

Kalenderjahr in der Gemeinschaft 

zugelassen werden, können eine Ausnahme 

von der gemäß Anhang I berechneten 

Zielvorgabe für die spezifischen 

Emissionen beantragen, wenn sie 

Begründung 

Eine Erhöhung auf 25 000 neue leichte Nutzfahrzeuge bildet die Situation von 

Kleinserienherstellern besser ab, als ein Grenzwert von 22 000 Fahrzeugen. 

 

Änderungsantrag 30 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 10 – Absatz 1 – Buchstabe (b) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(b) zu einer Gruppe verbundener Hersteller 

gehören, die insgesamt für weniger als 

22 000 neue leichte Nutzfahrzeuge 

verantwortlich ist, die je Kalenderjahr in 

der Gemeinschaft zugelassen werden, oder  

(b) zu einer Gruppe verbundener Hersteller 

gehören, die insgesamt für weniger als 

25 000 neue leichte Nutzfahrzeuge 

verantwortlich ist, die je Kalenderjahr in 

der Gemeinschaft zugelassen werden, oder 

Begründung 

Eine Erhöhung auf 25 000 neue leichte Nutzfahrzeuge bildet die Situation von 

Kleinserienherstellern besser ab, als ein Grenzwert von 22 000 Fahrzeugen. 
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Änderungsantrag 31 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 10 – Absatz 2 – Buchstabe (d) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(d) eine Zielvorgabe für die spezifischen 

CO2-Emissionen, die mit dem 

Reduktionspotenzial des Herstellers, 

einschließlich des wirtschaftlichen und 

technologischen Potenzials zur 

Reduzierung seiner spezifischen CO2-

Emissionen, im Einklang steht, wobei die 

Besonderheiten des Marktes für den 

hergestellten Typ leichter Nutzfahrzeuge 

berücksichtigt werden. 

(d) eine Zielvorgabe für die spezifischen 

CO2-Emissionen, die mit dem 

Reduktionspotenzial des Herstellers, 

einschließlich des wirtschaftlichen und 

technologischen Potenzials zur 

Reduzierung seiner spezifischen CO2- 

Emissionen, sowie dem Durchschnittswert 

der CO2-Emissionen leichter 

Nutzfahrzeuge aller Hersteller im 

Einklang steht, wobei die Besonderheiten 

des Marktes für den hergestellten Typ 

leichter Nutzfahrzeuge berücksichtigt 

werden. 

Begründung 

Die Vorgabe eines alternativen Emissionsziels verpflichtet diese Hersteller, mehr 

Anstrengungen zu unternehmen als Flottenhersteller, gibt ihnen aber gleichzeitig faire 

Bedingungen, ausgehend vom Durchschnittwert der CO2-Emissionen von Herstellern leichter 

Nutzfahrzeuge als Referenzpunkt. 

 

Änderungsantrag 32 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 11 – Absatz 2 – first subparagraph 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

2. Die Kommission erlässt bis zum 

31. Dezember 2012 

Durchführungsbestimmungen für das 

Verfahren zur Genehmigung solcher 

innovativer Technologien nach dem in 

Artikel 13 Absatz 2 genannten 

Regelungsverfahren. Diese 

Durchführungsbestimmungen gründen sich 

auf folgende Kriterien für innovative 

Technologien: 

2. Die Kommission erlässt bis zum 

31. Dezember 2012 

Durchführungsbestimmungen für das 

Verfahren zur Genehmigung solcher 

innovativer Technologien nach dem in 

Artikel 13 Absatz 2 genannten 

Regelungsverfahren. Diese 

Durchführungsbestimmungen stehen im 

Einklang mit den Bestimmungen in 

Artikel 12 Absatz 2 der Verordnung (EG) 
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Nr. 443/2009 und gründen sich auf 

folgende Kriterien für innovative 

Technologien: 

Begründung 

In Artikel 12 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 443/2009 zur Verringerung der CO2-

Emissionen von Personenkraftwagen wird angeführt, dass die Kommission bis 2010 

Durchführungsbestimmungen für das Verfahren zur Genehmigung solcher innovativer 

Technologien erlässt. Die Bestimmungen für das Genehmigungsverfahren, die gegenwärtig 

für Personenkraftwagen erörtert werden, sollten auch bei leichten Nutzfahrzeugen 

Anwendung finden. Es sollten keine Unterschiede zwischen Ökoinnovationen für 

Personenkraftwagen und leichte Nutzfahrzeuge gemacht werden. Ebenso sollte es keine 

Unterschiede beim Genehmigungsverfahren geben. Jegliche Doppelarbeit sollte verhindert 

werden. 

 

Änderungsantrag 33 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 12 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

1. Bis 31. Oktober 2016 und danach alle 

drei Jahre werden Maßnahmen zur 

Änderung von Anhang I erlassen, durch die 

der dort genannte Wert M0 an die 

durchschnittliche Masse neuer leichter 

Nutzfahrzeuge in den vorausgegangenen 

drei Kalenderjahren angepasst wird. 

1. Bis 31. Oktober 2016 und danach alle 

drei Jahre werden Maßnahmen zur 

Änderung von Anhang I erlassen, durch die 

der dort genannte Wert M0 an die 

durchschnittliche Masse neuer leichter 

Nutzfahrzeuge in den vorausgegangenen 

drei Kalenderjahren angepasst wird. 

Diese Maßnahmen werden erstmals am 

1. Januar 2018 wirksam und danach alle 

drei Jahre. 

Diese Maßnahmen werden erstmals am 

1. Januar 2019 wirksam und danach alle 

drei Jahre. 

Diese Maßnahmen, mit denen nicht 

wesentliche Vorschriften dieser 

Verordnung geändert werden sollen, 

werden nach dem Regelungsverfahren mit 

Kontrolle gemäß Artikel 13 Absatz 3 

festgelegt. 

Diese Maßnahmen, mit denen nicht 

wesentliche Vorschriften dieser 

Verordnung geändert werden sollen, 

werden nach dem Regelungsverfahren mit 

Kontrolle gemäß Artikel 13 Absatz 3 

festgelegt. 

2. Die Kommission nimmt leichte 

Nutzfahrzeuge in die Überarbeitung der 

Verfahren zur Messung der CO2-

Emissionen gemäß Artikel 13 Absatz 3 der 

Verordnung (EG) Nr. 443/2009 auf. 

2. Die Kommission nimmt leichte 

Nutzfahrzeuge in die Überarbeitung der 

Verfahren zur Messung der CO2-

Emissionen gemäß Artikel 13 Absatz 3 der 

Verordnung (EG) Nr. 443/2009 auf. 
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Ab der Anwendung der überarbeiteten 

Verfahren zur Messung der CO2-

Emissionen werden keine innovativen 

Technologien nach dem Verfahren des 

Artikels 11 mehr genehmigt. 

Ab der Anwendung der überarbeiteten 

Verfahren zur Messung der CO2-

Emissionen werden keine innovativen 

Technologien nach dem Verfahren des 

Artikels 11 mehr genehmigt. 

3. Die Kommission nimmt leichte 

Nutzfahrzeuge in die Überprüfung der 

Richtlinie 2007/46/EG gemäß Artikel 13 

Absatz 4 der Verordnung (EG) 

Nr. 443/2009 auf. 

3. Die Kommission nimmt leichte 

Nutzfahrzeuge in die Überprüfung der 

Richtlinie 2007/46/EG gemäß Artikel 13 

Absatz 4 der Verordnung (EG) 

Nr. 443/2009 auf. 

4. Die Kommission schließt bis 

1. Januar 2013 eine Überprüfung der 

spezifischen Emissionsziele in Anhang I 

und der Ausnahmen in Artikel 10 mit dem 

Ziel ab, 

4. Die Kommission schließt bis 

1. Januar 2013 eine Überprüfung der 

spezifischen Emissionsziele in Anhang I 

und der Ausnahmen in Artikel 10 mit dem 

Ziel ab, 

– vorbehaltlich der Bestätigung der 

Realisierbarkeit anhand aktueller 

Folgenabschätzungsergebnisse die 

Modalitäten festzulegen, auf deren 

Grundlage bis zum Jahr 2020 ein 

langfristiges Ziel von 135 g CO2/km auf 

kosteneffiziente Weise erreicht werden 

kann, und 

– vorbehaltlich der Bestätigung der 

Realisierbarkeit anhand aktueller 

Folgenabschätzungsergebnisse die 

Modalitäten festzulegen, auf deren 

Grundlage bis zum Jahr 2020 ein 

langfristiges Ziel von 150 g CO2/km auf 

kosteneffiziente Weise erreicht werden 

kann, und 

– die Maßnahmen zur Umsetzung des 

Ziels, einschließlich der 

Emissionsüberschreitungsabgabe, 

festzulegen. 

– die Maßnahmen zur Umsetzung des 

Ziels, einschließlich der 

Emissionsüberschreitungsabgabe, 

festzulegen. 

Auf der Grundlage einer solchen 

Überprüfung und ihrer Folgenabschätzung, 

einschließlich einer Gesamteinschätzung 

der Auswirkungen auf die 

Automobilindustrie und ihre 

Zulieferindustrien, trifft die Kommission 

gegebenenfalls folgende Maßnahmen: 

Auf der Grundlage einer solchen 

Überprüfung und ihrer Folgenabschätzung, 

einschließlich einer Gesamteinschätzung 

der Auswirkungen auf die 

Automobilindustrie und ihre 

Zulieferindustrien, trifft die Kommission 

gegebenenfalls folgende Maßnahmen: 

– sie unterbreitet einen Vorschlag zur 

Änderung dieser Verordnung in einer 

Weise, die möglichst wettbewerbsneutral 

sowie sozialverträglich und nachhaltig ist; 

– sie unterbreitet einen Vorschlag zur 

Änderung dieser Verordnung in einer 

Weise, die möglichst wettbewerbsneutral 

sowie sozialverträglich und nachhaltig ist; 

– sie bestätigt die Einbeziehung von 

Fahrzeugen der Kategorien N2 und M2, 

wie in Anhang II der Richtlinie 

2007/46/EG definiert, mit einer 

Bezugsmasse von höchstens 2610 kg und 

von Fahrzeugen, auf die die 

– sie legt die Modalitäten für eine 

Einbeziehung von Fahrzeugen der 

Kategorien N2 und M2, wie in Anhang II 

der Richtlinie 2007/46/EG definiert, mit 

einer Bezugsmasse von höchstens 2610 kg 

und von Fahrzeugen, auf die die 
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Typgenehmigung gemäß Artikel 2 

Absatz 2 der Verordnung (EG) 

Nr. 715/2007 erweitert wird, in die 

vorliegende Verordnung. 

Typgenehmigung gemäß Artikel 2 

Absatz 2 der Verordnung (EG) 

Nr. 715/2007 erweitert wird, in die 

vorliegende Verordnung fest. 

Diese Maßnahmen, mit denen nicht 

wesentliche Vorschriften dieser 

Verordnung geändert werden sollen, 

werden nach dem Regelungsverfahren 

mit Kontrolle gemäß Artikel 13 Absatz 3 

festgelegt. 

Die Kommission legt dem Europäischen 

Parlament und dem Rat einen Vorschlag 

zu den Maßnahmen vor, mit denen 

wesentliche Vorschriften dieser 

Verordnung geändert werden sollen. 

5. Die Kommission veröffentlicht bis 2014 

nach einer Folgenabschätzung einen 

Bericht über die Verfügbarkeit von Daten 

über die Fahrzeugstandfläche und die 

Nutzlast sowie über ihre Verwendung als 

Parameter für den Nutzwert zur 

Bestimmung spezifischer Emissionsziele 

und legt dem Europäischen Parlament und 

dem Rat gegebenenfalls einen Vorschlag 

zur Änderung von Anhang I vor. 

5. Die Kommission veröffentlicht bis 2014 

nach einer Folgenabschätzung einen 

Bericht über die Verfügbarkeit von Daten 

über die Fahrzeugstandfläche und die 

Nutzlast sowie über ihre Verwendung als 

Parameter für den Nutzwert zur 

Bestimmung spezifischer Emissionsziele 

und legt dem Europäischen Parlament und 

dem Rat gegebenenfalls einen Vorschlag 

zur Änderung von Anhang I vor. 

6. Es sind Maßnahmen zur notwendigen 

Anpassung der Formeln von Anhang I zu 

erlassen, um jeder Änderung des 

Regeltestverfahrens zur Messung 

spezifischer CO2-Emissionen Rechnung zu 

tragen. 

6. Es sind Maßnahmen zur notwendigen 

Anpassung der Formeln von Anhang I zu 

erlassen, um jeder Änderung des 

Regeltestverfahrens zur Messung 

spezifischer CO2-Emissionen Rechnung zu 

tragen. 

Diese Maßnahmen, mit denen nicht 

wesentliche Vorschriften dieser 

Verordnung geändert werden sollen, 

werden nach dem Regelungsverfahren mit 

Kontrolle gemäß Artikel 13 Absatz 3 

festgelegt. 

Diese Maßnahmen, mit denen nicht 

wesentliche Vorschriften dieser 

Verordnung geändert werden sollen, 

werden nach dem Regelungsverfahren mit 

Kontrolle gemäß Artikel 13 Absatz 3 

festgelegt. 

7. Die Kommission überprüft bis 2015 die 

in Anhang II Teil B Nummer 7 festgelegte 

Methode zur Bestimmung der spezifischen 

CO2-Emissionen von vervollständigten 

Fahrzeugen und legt dem Europäischen 

Parlament und dem Rat gegebenenfalls 

einen Vorschlag zur Änderung von 

Anhang II vor. 

7. Die Kommission legt dem 

Europäischen Parlament und dem Rat bis 

2011 einen Vorschlag für ein Verfahren 
zur Bestimmung der spezifischen CO2-

Emissionen von vervollständigten 

Fahrzeugen vor. 
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Änderungsantrag 34 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 13 – Absatz 1 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

1. Die Kommission wird von dem durch 

Artikel 8 der Entscheidung 93/389/EWG 

eingesetzten Ausschuss unterstützt. 

1. Die Kommission wird von dem durch 

Artikel 9 der Entscheidung 280/2004/EG 

eingesetzten Ausschuss unterstützt. 

Begründung 

Technische Änderung, da Art. 9 der Entscheidung 280/2004/EG in der aktuellen Fassung 

Art. 8 der Entscheidung 93/389/EWG ersetzt und analog der Verordnung zur Reduktion von 

CO2-Emissionen bei Pkw (EG) Nr. 443/2009 als Referenz angegeben werden sollte. 

 

Änderungsantrag 35 

Vorschlag für eine Verordnung 

Anhang I 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

1. Die indikativen spezifischen CO2-

Emissionen, gemessen in Gramm je 

Kilometer, für jedes leichte Nutzfahrzeug 

werden nach folgenden Formeln bestimmt:  

1. Die spezifischen CO2-Emissionen, 

gemessen in Gramm je Kilometer, für jedes 

leichte Nutzfahrzeug werden nach 

folgenden Formeln bestimmt: 

(a) Von 2014 bis 2017: (a) Von 2015 bis 2018: 

Indikative spezifische CO2-Emissionen = 

175 + a × (M - M0) 

Indikative spezifische CO2-Emissionen = 

175 + a × (M - M0) 

Dabei ist: Dabei ist: 

M = Masse des Kraftfahrzeugs in 

Kilogramm (kg) 

M = Masse des Kraftfahrzeugs in 

Kilogramm (kg) 

M0 = 1 706,0 M0 = 1 706,0 

a = 0,093 a = 0,093 

(b) Ab 2018: (b) Ab 2019: 

Indikative spezifische CO2-Emissionen = 

175 + a × (M - M0) 

Spezifische CO2-Emissionen = 175 + a × 

(M – M0) 

Dabei ist: Dabei ist: 

M = Masse des Kraftfahrzeugs in 

Kilogramm (kg) 

M = Masse des Kraftfahrzeugs in 

Kilogramm (kg) 

M0 = der nach Artikel 12 Absatz M0 = der nach Artikel 12 Absatz 
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1 festgelegte Wert 1 festgelegte Wert 

a = 0,093 a = 0,093 

 

Änderungsantrag 36 

Vorschlag für eine Verordnung 

Anhang II – Teil A – Buchstabe 1 – Einleitung 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

1. Die Mitgliedstaaten erfassen für das am 

1. Januar 2011 beginnende Jahr und für 

jedes folgende Jahr die folgenden Angaben 

über neue leichte Nutzfahrzeuge, die in 

ihrem Hoheitsgebiet zugelassen werden: 

1. Die Mitgliedstaaten erfassen für das am 

1. Januar 2013 beginnende Jahr und für 

jedes folgende Jahr die folgenden Angaben 

über neue leichte Nutzfahrzeuge, die in 

ihrem Hoheitsgebiet zugelassen werden: 

Begründung 

Diese Änderung dient der Herstellung von Kohärenz. Die Überwachung sollte gleichzeitig mit 

der Anwendung der Verordnung erfolgen, um Marktverzerrungen und Diskriminierung von 

Herstellern zu vermeiden. 

 

Änderungsantrag 37 

Vorschlag für eine Verordnung 

Anhang II – Teil A – Buchstabe 3 – Einleitung 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

3. Jeder Mitgliedstaat stellt für das am 

1. Januar 2011 beginnende Kalenderjahr 

und für jedes folgende Kalenderjahr nach 

den in Teil B festgelegten Methoden für 

jeden Hersteller Folgendes fest: 

3. Jeder Mitgliedstaat stellt für das am 

1. Januar 2013 beginnende Kalenderjahr 

und für jedes folgende Kalenderjahr nach 

den in Teil B festgelegten Methoden für 

jeden Hersteller Folgendes fest: 

Begründung 

Diese Änderung dient der Herstellung von Kohärenz. Die Überwachung sollte gleichzeitig mit 

der Anwendung der Verordnung erfolgen, um Marktverzerrungen und Diskriminierung von 

Herstellern zu vermeiden. 
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Änderungsantrag 38 

Vorschlag für eine Verordnung 

Anhang II – Teil B – Nummer 7 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(7) Spezifische Emissionen 

vervollständigter Fahrzeuge 

entfällt 

Die spezifischen Emissionen 

vervollständigter Fahrzeuge werden 

gemäß der Richtlinie 2004/3/EG 

bestimmt. Liegt dieser Wert nicht vor, so 

werden die spezifischen Emissionen eines 

vervollständigten Fahrzeugs auf den 

höchsten Wert der spezifischen 

Emissionen aller vollständigen 

Fahrzeuge, die demselben Typ 

angehören, wie das unvollständige 

Fahrzeug, auf dem das vervollständigte 

Fahrzeug basiert, und die in demselben 

Überwachungsjahr in der EU zugelassen 

wurden, festgesetzt, wobei für 

„Fahrzeugtyp“ die Definition nach 

Artikel 3 der Richtlinie 2007/46/EG gilt. 

Gibt es mehr als drei verschiedene Werte 

für die spezifischen Emissionen aller 

vollständigen Fahrzeuge, so sind die 

zweithöchsten spezifischen Emissionen 

zugrunde zu legen. 

 

Begründung 

Die von der Kommission vorgeschlagene Methode zur Bestimmung der spezifischen CO2-

Emissionen von vervollständigen Fahrzeugen wurde bereits in einem Arbeitspapier der 

Kommission als nicht geeignet bewertet, und es wurde auf die Ausarbeitung einer 

alternativen Methode hingewiesen. 
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1.7.2010 

STELLUNGNAHME DES AUSSCHUSSES FÜR VERKEHR UND 
FREMDENVERKEHR 

für den Ausschuss für Umweltfragen, Volksgesundheit und Lebensmittelsicherheit 

zu dem Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates zur 

Festsetzung von Emissionsnormen für neue leichte Nutzfahrzeuge im Rahmen der 

Gesamtstrategie der Gemeinschaft zur Minderung der CO2-Emissionen von leichten 

Nutzfahrzeugen und Pkw 

(KOM(2009)0593 – C7-0271/2009 – 2009/0173(COD)) 

Verfasser der Stellungnahme: Oldřich Vlasák 

 

KURZE BEGRÜNDUNG 

1. Der Verordnungsvorschlag beruht auf der Prämisse, dass durch eine Senkung des 

Kraftstoffverbrauchs von leichten Nutzfahrzeugen das Gesamtniveau der 

verkehrsbedingten CO2-Emissionen verringert und damit der „Klimawandel“ 

abgeschwächt wird. 

 

2. Der Vorschlag beinhaltet die Festsetzung von Grenzwerten für CO2-Emissionen bei 

neuen leichten Nutzfahrzeugen in der EU. Jeder Hersteller oder Importeur, der diese 

Vorgaben nicht innerhalb der festgelegten Fristen einhält, wird mit einer Geldstrafe 

belegt. 

 

3. Die Europäische Kommission will auf diese Weise sicherstellen, dass die Hersteller neue 

Fahrzeuge mit besserer CO2-Emissionsleistung auf den Markt bringen. Dadurch soll es 

den Fahrzeughaltern ermöglicht werden, ihre Fahrzeugflotten zu modernisieren und 

ihren Anteil am verkehrsbedingten „CO2-Fußabdruck“ zu verringern. 

 

4. Es ist jedoch fraglich, ob dieses Ziel durch den vorliegenden Vorschlag erreicht werden 

wird: 

i) Der Zusammenhang zwischen den Entwicklungen, die als „Klimawandel“ 

bezeichnet werden, und den menschlichen Tätigkeiten (einschließlich Verkehr) 

wird zwar allgemein allerkannt, ist jedoch noch nicht schlüssig nachgewiesen. 

ii) Die Höhe der CO2-Emissionen hängt in starkem Maße vom Kraftstoffverbrauch 

der Fahrzeuge ab und wird daher nicht nur durch die Motorentechnik, sondern 
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auch durch andere Faktoren (Reifen, Kraftstoffqualität) und die 

Betriebsbedingungen des Fahrzeugs (Qualität der Infrastruktur, Geschwindigkeit, 

Verkehrsaufkommen, Lastgewicht usw.) beeinflusst. 

iii) Bei einer alleinigen Konzentration auf die Technik ist daher noch nicht 

gewährleistet, dass die gewünschten Ergebnisse auch erreicht werden.  

iv) Der Vorschlag, der nach dem Modell der Verordnung über Personenkraftwagen 

(Verordnung (EG) Nr. 443/2009) konzipiert ist, trägt den grundlegenden 

Unterschieden zwischen Personenkraftwagen und leichten Nutzfahrzeugen nicht 

in ausreichendem Maße Rechnung und geht sogar noch weiter, da er kürzere 

Fristen und höhere Strafen (120 EUR statt 95 EUR) vorsieht. 

v) Die vorgeschlagenen Maßnahmen konzentrieren sich auf die Angebotsseite der 

Wirtschaftskette, stimulieren jedoch nicht die Nachfrage nach verbesserten 

leichten Nutzfahrzeugen (Anreize für die Wirtschaftsteilnehmer/Käufer) und 

lassen auch andere wichtige Aspekte des Kraftstoffverbrauchs außer Acht. 

vi) Um die Zielwerte von 175 g CO2/km (2016) und 135 g CO2/km (2020) zu 

erreichen, sind größere Investitionen der Automobilindustrie in die Entwicklung 

neuer Technologien vonnöten. 

vii) Diese Investitionen werden Auswirkungen auf die Fahrzeugpreise (in Form einer 

Preiserhöhung von bis zu 10 %) haben, wodurch die Fahrzeuge weniger 

erschwinglich werden und die Wirtschaftsteilnehmer daher von ihrem Kauf 

abgehalten werden (und damit gezwungen sein werden, ihre bisherige 

Fahrzeugflotte weiter zu nutzen, die hinsichtlich des Kraftstoffverbrauchs und der 

CO2-Emissionen weniger leistungsfähiger ist, wobei es in einigen Ländern sogar 

zu einem Anstieg der Gebrauchtwageneinfuhren kommen kann). 

viii) Allerdings sieht sich die Automobilindustrie ohnehin vor Probleme gestellt, da 

die Nachfrage nach Neufahrzeugen infolge der Wirtschaftskrise rapide gesunken 

ist; etwaige notwendige Investitionen in neue Technologien sind daher nur 

schwer zu erreichen und werden zu einer Verschlechterung der Rentabilität der 

Industrie führen (insbesondere, was den Zielwert von 135 g CO2/km im Jahr 

2020 betrifft). 

ix) Außerdem muss die Automobilindustrie schon jetzt einen großen Anteil der 

F&E-Ausgaben für die Erfüllung der Euro 5- und Euro 6-Vorgaben bereitstellen. 

 

5. Es bestehen erhebliche Bedenken, ob mit den vorgeschlagenen Maßnahmen das 

ursprüngliche Ziel der Abwendung des „Klimawandels“ erreicht werden kann und ob die 

vorgeschlagenen Zielvorgaben und Fristen realistisch und machbar sind. 

 

6. Es ist Folgendes zu berücksichtigen:  

 

i) die Verordnungen Nr. 2007/46, 715/2007 und 443/2009; 

ii) der relativ geringe Anteil des Sektors an den Gesamtemissionen von CO2; 

iii) die Notwendigkeit einer Verbesserung der Effizienz des Kraftstoffverbrauchs und 

damit der CO2-Emissionsleistung im Verkehrssektor, um die Luftqualität zu 

verbessern; 

iv) die bestehenden Selbstverpflichtungen der Industrie (z. B. die Resolution der 

Internationalen Straßentransport-Union zu der freiwilligen Verpflichtung, die 

CO2-Emissionen bis 2030 um 30 % zu reduzieren); 
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v) der allgemeine Trend zur Verbesserung der Effizienz des Kraftstoffverbrauchs, 

der auf die Nachfrage der Wirtschaftsteilnehmer in der durch einen starken 

Wettbewerb gekennzeichneten Automobilindustrie zurückzuführen ist; 

vi) die bestehende Optimierung des Kraftstoffverbrauchs bei leichten 

Nutzfahrzeugen und das damit begrenzte Potenzial für weitere Verbesserungen; 

vii) der spezifische Produktionszyklus von leichten Nutzfahrzeugen (ungefähr 

10 Jahre), der länger als der von Personenkraftwagen ist; 

viii) die Gefahr, dass die Kategorien von leichten Nutzfahrzeugen, die die 

Zielvorgaben nicht erfüllen, vom Markt verschwinden, da die Nutzer mehrere 

emissionsärmere Fahrzeuge anstelle eines größeren Fahrzeugtyps kaufen, der 

vom Markt genommen wurde, da er die Zielvorgaben nicht erfüllen konnte; 

ix) die Möglichkeit, dass bestimmte Arten von leichten Nutzfahrzeugen, die 

beispielsweise von der Polizei, Rettungskräften oder für andere spezielle 

Aufgaben von allgemeinem Interesse eingesetzt werden, den Zielvorgaben nicht 

angepasst werden können; 

x) der wirtschaftliche Abschwung und seine schwerwiegenden Auswirkungen für 

die Fahrzeughersteller und die Fahrzeughalter; 

xi) die Notwendigkeit, die Industrie (Hersteller) zu unterstützen, statt sie durch 

belastende Maßnahmen (oder sogar Geldstrafen) zu benachteiligen; 

xii) die Notwendigkeit, die Wirtschaft (Nutzer) zu unterstützen, statt ihr durch 

fragwürdige politische Maßnahmen zusätzliche Kosten aufzubürden; 

xiii) die Notwendigkeit, weitere Anreize zu schaffen, um die Nachfrage nach 

Fahrzeugen mit verbesserter Kraftstoffeffizienz und die Verwendung solcher 

Fahrzeuge zu unterstützen; 

xiv) die Gefahr, dass der Industrie und den nachgeordneten Sektoren durch 

innovative, aber nicht praktikable Maßnahmen Belastungen aufgebürdet werden;  

xv) die Rolle des Ausschusses für Verkehr und Fremdenverkehr als Förderer der 

Mobilität in der EU. 

 

Die Kernpunkte des Vorschlags des Verfassers der Stellungnahme sind daher Folgende: 

 

 Das Inkrafttreten der Verordnung sollte (für die Zielvorgaben von 175 g CO2/km um 

drei Jahre) verschoben werden; 

 die Zielvorgabe für 2020 sollte von 135 g auf 162 g CO2/km herabgesetzt werden; 

 die Einnahmen aus der Emissionsüberschreitungsabgabe sollten zur Finanzierung von 

Projekten verwendet werden, die auf die Verringerung der Auswirkungen des 

Verkehrs auf die Umwelt gerichtet sind;  

 die Begünstigungsmaßnahmen sollten verbessert werden, und die Sanktionen bei 

leichten Nutzfahrzeugen und Personenkraftwagen sollten harmonisiert werden, wobei 

noch weitere Änderungen vorgeschlagen werden. 
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ÄNDERUNGSANTRÄGE 

Der Ausschuss für Verkehr und Fremdenverkehr ersucht den federführenden Ausschuss für 

Umweltfragen, Volksgesundheit und Lebensmittelsicherheit, folgende Änderungsanträge in 

seinen Bericht zu übernehmen: 

Änderungsantrag 1 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 15 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(15) Mit der Strategie der Gemeinschaft 

zur Minderung der CO2-Emissionen von 

Personenkraftwagen und leichten 

Nutzfahrzeugen wurde ein Gesamtkonzept 

zur Erreichung des Gemeinschaftsziels von 

120 g CO2/km bis 2012 aufgestellt und 

gleichzeitig eine längerfristige Perspektive 

für weitere Emissionsreduktionen 

vorgestellt. Die Festsetzung eines Zielwerts 

von 95 g CO2/km für die 

durchschnittlichen Emissionen der 

Neuwagenflotte in der Verordnung (EG) 

Nr. 443/2009 bekräftigt diese längerfristige 

Perspektive. Um die Kohärenz mit diesem 

Ansatz sicherzustellen und der Industrie 

Planungssicherheit zu geben, sollte ein 

langfristiges, auf das Jahr 2020 

ausgerichtetes Ziel für die spezifischen 

CO2-Emissionen von leichten 

Nutzfahrzeugen festgesetzt werden. 

(15) Mit der Strategie der Gemeinschaft 

zur Minderung der CO2-Emissionen von 

Personenkraftwagen und leichten 

Nutzfahrzeugen wurde ein Gesamtkonzept 

zur Erreichung des Gemeinschaftsziels von 

120 g CO2/km bis 2012 aufgestellt und 

gleichzeitig eine längerfristige Perspektive 

für weitere Emissionsreduktionen 

vorgestellt. Die Festsetzung eines Zielwerts 

von 95 g CO2/km für die 

durchschnittlichen Emissionen der 

Neuwagenflotte in der Verordnung (EG) 

Nr. 443/2009 bekräftigt diese längerfristige 

Perspektive. Um die Kohärenz mit diesem 

Ansatz sicherzustellen und der Industrie 

Planungssicherheit zu geben, sollte auch 

ein langfristiges, auf das Jahr 2022 

ausgerichtetes Ziel für die spezifischen 

CO2-Emissionen von leichten 

Nutzfahrzeugen festgesetzt werden. Der 

Zielwert von durchschnittlich 135 g 

CO2/km muss bis 2022 erreicht werden.  

 

Änderungsantrag 2 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 20  

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(20) Die Einhaltung der in dieser 

Verordnung festgesetzten Ziele durch die 

Hersteller ist auf Gemeinschaftsebene zu 

(20) Die Einhaltung der in dieser 

Verordnung festgesetzten Ziele durch die 

Hersteller ist auf Gemeinschaftsebene zu 
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beurteilen. Die Hersteller, deren 

durchschnittliche spezifische CO2-

Emissionen die gemäß dieser Verordnung 

zulässigen Werte überschreiten, sollten ab 

1. Januar 2014 für jedes Kalenderjahr eine 

Abgabe wegen Emissionsüberschreitung 

zahlen. Die Höhe der 

Überschreitungsabgabe sollte sich danach 

bemessen, wie weit die Hersteller über dem 

Zielwert liegen. Im Interesse der Kohärenz 

sollte die Abgabenregelung sich an die in 

der Verordnung (EG) Nr. 443/2009 

festgelegte Regelung anlehnen. Die 

Beträge der 

Emissionsüberschreitungsabgabe sollten 

als Einnahmen für den 

Gesamthaushaltsplan der Europäischen 

Union angesehen werden. 

beurteilen. Die Hersteller, deren 

durchschnittliche spezifische CO2-

Emissionen die gemäß dieser Verordnung 

zulässigen Werte überschreiten, sollten ab 

1. Januar 2014 für jedes Kalenderjahr eine 

Strafe wegen Emissionsüberschreitung 

zahlen. Die Höhe der 

Überschreitungsstrafe sollte sich danach 

bemessen, wie weit die Hersteller über dem 

Zielwert liegen. Im Interesse der Kohärenz 

sollte sich die Regelung der Strafen an die 

in der Verordnung (EG) Nr. 443/2009 

festgelegte Regelung anlehnen. Die 

Beträge der 

Emissionsüberschreitungsstrafe sollten 

als Einnahmen für den 

Gesamthaushaltsplan der Europäischen 

Union angesehen werden. 

 (Durch diese Änderung soll das Wort 

„Abgabe“ durch das Wort „Strafe“ ersetzt 

werden. Diese Änderung gilt für den 

gesamten Text.) 

Begründung 

Durch diese Änderung soll das Wort „Abgabe“ durch das Wort „Strafe“ ersetzt werden. 

Diese Änderung gilt für den gesamten Text (Erwägungen 23 und 26, Artikel 6, 8, 10 und 12). 

Änderungsantrag 3 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 21 a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (21a) in der Erwägung, dass die CO2-

Emissionen und die Kraftstoffeffizienz 

fertiger Fahrzeuge maßgeblich sind, sollte 

die Kommission gegebenenfalls eine 

Überprüfung der Rechtsvorschriften über 

die Typengenehmigung in Erwägung 

ziehen,  

Begründung 

Um den spezifischen Bedingungen von Fahrzeugen mit mehreren Fertigungsstufen Rechnung 

zu tragen, bei denen es sich um Fahrzeuge handelt, die zunächst in einem unvollständigen 
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Zustand hergestellt werden und danach noch mindestens eine weitere Stufe der 

Vervollständigung durch einen anderen Hersteller durchlaufen müssen, hat die Europäische 

Kommission Änderungen des ursprünglichen Vorschlags empfohlen. Der Änderungsantrag 

trägt diesen Empfehlungen Rechnung. 

 

Änderungsantrag 4 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 23 a (neu)  

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (23a) Geschwindigkeitsbegrenzer tragen 

zum Umweltschutz, zu 

Energieeinsparungen, zu einem 

geringeren Verschleiß der Motoren und 

Reifen, zur Straßenverkehrssicherheit 

und damit zur Erreichung der Ziele dieser 

Verordnung bei. 

 

 

Änderungsantrag 5 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 24  

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(24) Der Kraftstoffverbrauch und die CO2-

Emissionen von Straßenfahrzeugen sind in 

hohem Maße von ihrer Geschwindigkeit 

abhängig. Da es keine spezielle 

Geschwindigkeitsbegrenzung für leichte 

Nutzfahrzeuge gibt, besteht außerdem die 

Möglichkeit, dass durch immer größere 

Höchstgeschwindigkeiten ein 

Wettbewerbsvorteil erzielt werden soll, 

was zu überdimensionierten 

Antriebsaggregaten mit entsprechender 

Ineffizienz bei langsameren 

Betriebsbedingungen führen könnte. Es 

empfiehlt sich daher zu prüfen, ob der 

Geltungsbereich der Richtlinie 92/6/EWG 

des Rates über Einbau und Benutzung von 

Geschwindigkeitsbegrenzern für bestimmte 

(24) Der Kraftstoffverbrauch und die CO2-

Emissionen von Straßenfahrzeugen sind in 

hohem Maße von ihrer Geschwindigkeit 

abhängig. Da es keine spezielle 

Geschwindigkeitsbegrenzung für leichte 

Nutzfahrzeuge gibt, besteht außerdem die 

Möglichkeit, dass durch immer größere 

Höchstgeschwindigkeiten ein 

Wettbewerbsvorteil erzielt werden soll, 

was zu überdimensionierten 

Antriebsaggregaten mit entsprechender 

Ineffizienz bei langsameren 

Betriebsbedingungen führen könnte. Es 

empfiehlt sich daher, den Geltungsbereich 

der Richtlinie 92/6/EWG des Rates über 

Einbau und Benutzung von 

Geschwindigkeitsbegrenzern für bestimmte 
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Kraftfahrzeugklassen in der Gemeinschaft 

auf die unter diese Verordnung fallenden 

leichten Nutzfahrzeuge ausgeweitet 

werden kann. 

Kraftfahrzeugklassen in der Gemeinschaft 

auf die unter diese Verordnung fallenden 

leichten Nutzfahrzeuge auszuweiten. 

 

Begründung 

Leichte Nutzfahrzeuge sind im Gegensatz zu schweren Nutzfahrzeugen gegenwärtig nicht mit 

Geschwindigkeitsbegrenzern ausgerüstet. Diese Vorrichtungen ermöglichen aber eine 

besonders kosteneffektive Senkung des Kraftstoffverbrauchs und der CO2-Emissionen sowie 

Verbesserung der Straßenverkehrssicherheit. Der Geltungsbereich der Richtlinie 92/6/EWG 

in der durch die Richtlinie 2002/85/EG geänderten Fassung muss auf leichte Nutzfahrzeuge 

ausgeweitet werden. 

 

Änderungsantrag 6 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 1 – Absatz 2 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

2. Für die Zeit ab 2020 wird mit dieser 

Verordnung ein Zielwert für die 

durchschnittlichen Emissionen von in der 

Gemeinschaft zugelassenen neuen leichten 

Nutzfahrzeugen von 135 g CO2/km 

festgesetzt. 

2. Für die Zeit ab 2022 wird mit dieser 

Verordnung ein Zielwert für die 

durchschnittlichen Emissionen von in der 

Gemeinschaft zugelassenen neuen leichten 

Nutzfahrzeugen von 135 g CO2/km 

festgesetzt. 

 

Änderungsantrag 7 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 3 – Absatz 1 – Buchstabe a  

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(a) „durchschnittliche spezifische CO2-

Emissionen“: für einen Hersteller den 

Durchschnitt der spezifischen CO2-

Emissionen aller neuen leichten 

Nutzfahrzeuge, deren Hersteller er ist; 

(a) „durchschnittliche spezifische CO2-

Emissionen“: für einen Hersteller den 

Durchschnitt der spezifischen CO2-

Emissionen aller neuen leichten 

Nutzfahrzeuge, gemäß Artikel 2, deren 

Hersteller er ist; 
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Änderungsantrag 8 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 3 – Absatz 1 – Buchstabe f 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(f) „spezifische CO2-Emissionen“: die 

gemäß der Verordnung (EG) Nr. 715/2007 

gemessenen und als CO2-Massenemission 

(kombiniert) in der 

Übereinstimmungsbescheinigung 

angegebenen Emissionen eines leichten 

Nutzfahrzeugs; 

(f) „spezifische CO2-Emissionen“: die 

gemäß der Verordnung (EG) Nr. 715/2007 

gemessenen und als CO2-Massenemission 

(kombiniert) in der 

Übereinstimmungsbescheinigung des 

vollständigen oder vervollständigten 

Fahrzeugs angegebenen Emissionen eines 

leichten Nutzfahrzeugs; 

Begründung 

Um den spezifischen Bedingungen von Fahrzeugen mit mehreren Fertigungsstufen Rechnung 

zu tragen, hat die Europäische Kommission Änderungen des ursprünglichen Vorschlags 

empfohlen. Der Änderungsantrag trägt diesen Empfehlungen Rechnung. 

 

Änderungsantrag 9 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 3 – Absatz 1 – Buchstabe g a (neu)  

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (ga) „vollständiges Fahrzeug“: ein 

Fahrzeug, das nicht vervollständigt 

werden muss, um den technischen 

Anforderungen der Richtlinie 2007/46/EG 

zu genügen. 

 

Begründung 

Auch vollständige Fahrzeuge fallen unter diese Verordnung. 

 

 

Änderungsantrag 10 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 3 – Absatz 1 – Buchstabe g b (neu)  



 

PE411.042v02-00 78/91 RR\834584DE.doc 

DE 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (gb) „Aufstandsfläche“: die Breite der 

Achse multipliziert mit dem Radstand 

gemäß der 

Übereinstimmungsbescheinigung sowie 

Anhang I Teile 2.1 und 2.3 der Richtlinie 

2007/46/EG. 

 

Begründung 

Die Kohärenz mit Anhang II Teil B Absatz 5 wird sichergestellt. 

 

Änderungsantrag 11 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 4 – Unterabsatz 1 a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

  

 Sind spezifische Emissionen des 

vervollständigten Fahrzeugs nicht 

bekannt, so verwendet der Hersteller des 

Basisfahrzeugs die Angaben über die 

spezifischen Emissionen des 

Basisfahrzeugs, um seine 

durchschnittlichen spezifischen CO2-

Emissionen zu bestimmen. 

Begründung 

Um den spezifischen Bedingungen von Fahrzeugen mit mehreren Fertigungsstufen Rechnung 

zu tragen, hat die Europäische Kommission Änderungen des ursprünglichen Vorschlags 

empfohlen. Der Änderungsantrag trägt diesen Empfehlungen Rechnung. 

Änderungsantrag 12 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 4 – Unterabsatz 2 – Spiegelstriche 1, 2 und 3 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

– 75 % im Jahr 2014, – 50 % im Jahr 2014, 
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– 80 % im Jahr 2015, – 75 % im Jahr 2015, 

– 100 % ab 2016. – 100 % ab 2016. 

 

Änderungsantrag 13 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 5 – Überschrift  

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

Begünstigung Begünstigung und finanzielle Anreize 

Begründung 

Der Geltungsbereich dieser Verordnung muss ausgeweitet werden, um Anreize zur 

Erneuerung der Flotte leichter Nutzfahrzeuge zu bieten. 

 

Änderungsantrag 14 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 5 – Absatz - 1 a (neu)  

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 - 1a. Die Mitgliedstaaten können 

finanzielle Anreize für in Serienfertigung 

hergestellte und den Anforderungen 

dieser Verordnung und deren 

Durchführungsbestimmungen genügende 

Fahrzeuge bieten. 

 Diese Anreize können vor Ablauf der in 

Anhang I genannten Fristen für alle 

neuen Fahrzeuge geboten werden, die auf 

dem Markt eines Mitgliedstaats zum Kauf 

angeboten werden und bereits die in 

Anhang I genannten spezifischen 

Emissionsziele einhalten. 

 

Begründung 

Im Hinblick auf die Erreichung der Ziele sollten Anreize zur Flottenerneuerung geboten 

werden. 
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Änderungsantrag 15 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 5 – Absatz - 1 b (neu)  

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 - 1b. Die Mitgliedstaaten können 

finanzielle Anreize für die Nachrüstung 

von in Gebrauch befindlichen 

Fahrzeugen und die Verschrottung von 

nicht dieser Verordnung entsprechenden 

Fahrzeugen bieten. 

 

Begründung 

Im Hinblick auf die Erreichung der Ziele sollten Anreize zur Flottenerneuerung geboten 

werden. 

Änderungsantrag 16 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 5 – Absatz - 1 c (neu)  

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 - 1c. Die in den Absätzen -1a und -1b 

genannten finanziellen Anreize 

überschreiten pro Kraftfahrzeugklasse 

nicht die zusätzlichen Kosten für die 

notwendige technische Ausrüstung zur 

Einhaltung der in Anhang I genannten 

spezifischen Emissionsziele, 

einschließlich der Kosten für den Einbau 

in die Fahrzeuge. 

 

Begründung 

Die finanziellen Anreize müssen im Verhältnis zu den zusätzlichen Kosten für die notwendige 

technische Ausrüstung zur Einhaltung der Emissionsgrenzwerte stehen.  

 

Änderungsantrag 17 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 5 – Absatz - 1 d (neu)  
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 - 1d. Die Kommission wird innerhalb 

einer angemessenen Frist von der Absicht 

zur Einführung bzw. Änderung der in den 

Absätzen -1a und -1b genannten 

finanziellen Anreize in Kenntnis gesetzt. 

 

Begründung 

Die Kommission sollte die Koordinierung übernehmen. 

 

Änderungsantrag 18 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 5 – Einleitung – Spiegelstriche 1, 2 und 3 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

- 2,5 leichte Nutzfahrzeuge im Jahr 2014, - 2,5 leichte Nutzfahrzeuge im Jahr 2014, 

- 1,5 leichte Nutzfahrzeuge im Jahr 2015,  - 1,5 leichte Nutzfahrzeuge im Jahr 2016,  

- 1 leichtes Nutzfahrzeug ab 2016. - 1 leichtes Nutzfahrzeug ab 2018.  

 

Änderungsantrag 19 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 5 a (neu)  

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 Artikel 5a 

 Geschwindigkeitsbegrenzung 

 Die Hersteller leichter Nutzfahrzeuge 

gemäß der Definition in Artikel 2 sorgen 

dafür, dass diese Fahrzeuge ab 2018 mit 

auf maximal 120 km/h eingestellten 

Geschwindigkeitsbegrenzern ausgerüstet 

sind. 
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Begründung 

Leichte Nutzfahrzeuge sind im Gegensatz zu schweren Nutzfahrzeugen gegenwärtig nicht mit 

Geschwindigkeitsbegrenzern ausgerüstet. Diese Vorrichtungen ermöglichen aber eine 

besonders kosteneffektive Senkung des Kraftstoffverbrauchs und der CO2-Emissionen sowie 

Verbesserung der Straßenverkehrssicherheit. 

 

Änderungsantrag 20 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 8 – Absatz 1 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

Ab dem 1. Januar 2014 und anschließend 

in jedem Kalenderjahr erhebt die 

Kommission von einem Hersteller oder 

gegebenenfalls vom Vertreter einer 

Emissionsgemeinschaft eine Abgabe 

wegen Emissionsüberschreitung, wenn die 

durchschnittlichen spezifischen CO2-

Emissionen die Zielvorgabe für die 

spezifischen Emissionen des Herstellers 

übersteigen. 

1. Ab dem 1. Januar 2014 und 

anschließend in jedem Kalenderjahr erhebt 

die Kommission grundsätzlich von jedem 

Hersteller oder gegebenenfalls von jedem 

Vertreter einer Emissionsgemeinschaft eine 

Abgabe wegen Emissionsüberschreitung, 

wenn die durchschnittlichen spezifischen 

CO2-Emissionen die Zielvorgabe für die 

spezifischen Emissionen des Herstellers 

übersteigen. 

 

Änderungsantrag 21 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 8 – Absatz 2 – Unterabsatz 1 – Buchstabe a – Ziffer i  

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(a) Von 2014 bis 2018: (a) Von 2014 bis 2018: 

(i) bei Emissionsüberschreitungen von 

mehr als 3 g CO2/km: 

(i) bei Emissionsüberschreitungen von 

mehr als 3 g CO2/km: 

((Überschreitung – 3) × 120 EUR + 

45 EUR) × Anzahl neuer leichter 

Nutzfahrzeuge 

((Überschreitung – 3) × 95 EUR + 

45 EUR) × Anzahl neuer leichter 

Nutzfahrzeuge 

Begründung 

Die Abgabe wegen Emissionsüberschreitung sollte der Abgabe entsprechen, die in der 

Verordnung (EG) Nr. 443/2009 (CO2-Emissionen von Personenkraftwagen) vorgesehen ist. 
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Änderungsantrag 22 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 8 – Absatz 2 – Unterabsatz 1 – Buchstabe b – Einleitung  

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(b) Ab 2019: (b) Ab 2019: 

(Überschreitung × 120 EUR) × Anzahl 

neuer leichter Nutzfahrzeuge 

(Überschreitung × 95 EUR) × Anzahl 

neuer leichter Nutzfahrzeuge  

 

Änderungsantrag 23 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 8 – Absatz 2 – Unterabsatz 2 – Absatz 1  

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

ist eine „Überschreitung“ die positive 

Anzahl Gramm je Kilometer, um die die 

durchschnittlichen spezifischen CO2-

Emissionen eines Herstellers — unter 

Berücksichtigung der durch gemäß 

Artikel 11 genehmigte innovative 

Technologien erreichten CO2-

Emissionsreduktionen — dessen 

Zielvorgabe für die spezifischen 

Emissionen in dem Kalenderjahr oder Teil 

des Kalenderjahrs, für das die 

Verpflichtung nach Artikel 4 gilt, 

übersteigen, gerundet auf drei 

Dezimalstellen und 

ist eine „Überschreitung“ die positive 

Anzahl Gramm je Kilometer, um die die 

durchschnittlichen spezifischen CO2-

Emissionen eines Herstellers — unter 

Berücksichtigung der durch gemäß 

Artikel 11 genehmigte innovative 

Technologien und durch die Benutzung 

des Geräts zur 

Geschwindigkeitsbegrenzung gemäß den 

Bestimmungen des Artikels 5a erreichten 

CO2-Emissionsreduktionen — dessen 

Zielvorgabe für die spezifischen 

Emissionen in dem Kalenderjahr oder Teil 

des Kalenderjahrs, für das die 

Verpflichtung nach Artikel 4 gilt, 

übersteigen, gerundet auf drei 

Dezimalstellen und 

 

Änderungsantrag 24 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 8 – Absatz 4 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

4. Die Beträge der 

Emissionsüberschreitungsabgabe gelten als 

Einnahmen für den Gesamthaushaltsplan 

4. Die Beträge der 

Emissionsüberschreitungsabgabe gelten als 

Einnahmen für den Gesamthaushaltsplan 
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der Europäischen Union. der Europäischen Union und werden 

ausschließlich zur Finanzierung von 

Projekten verwendet, die auf innovative 

Technologien zur Minderung der 

negativen Umweltauswirkungen des 

Verkehrs ausgerichtet sind.  

Begründung 

Die Einnahmen aus der Emissionsüberschreitungsabgabe sollten für Forschungstätigkeiten 

bereitgestellt werden, die auf eine weitere Verbesserung der Umweltfreundlichkeit des Sektors 

gerichtet sind. 

 

Änderungsantrag 25 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 10 – Absatz 1 – Einleitung  

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

Hersteller von weniger als 22 000 neuen 

kleinen Nutzfahrzeugen, die je 

Kalenderjahr in der Gemeinschaft 

zugelassen werden, können eine Ausnahme 

von der gemäß Anhang I berechneten 

Zielvorgabe für die spezifischen 

Emissionen beantragen, wenn sie 

Hersteller von weniger als 25 000 neuen 

kleinen Nutzfahrzeugen, die je 

Kalenderjahr in der Gemeinschaft 

zugelassen werden, können eine Ausnahme 

von der gemäß Anhang I berechneten 

Zielvorgabe für die spezifischen 

Emissionen beantragen, wenn sie 

Begründung 

In Anbetracht der Tatsache, dass der Gesamtanteil der Kleinserienhersteller am Markt für 

leichte Nutzfahrzeuge lediglich 5 % beträgt, schlägt der Verfasser der Stellungnahme vor, 

dass die Schwelle von 22 000 zugelassenen Fahrzeugen (1 % des Gesamtabsatzes von 

leichten Nutzfahrzeugen in der EU) auf 25 000 (ca. 1,4 %) heraufgesetzt werden soll. Dies 

würde immer noch unter der Zahl (die 2 % der Gesamtverkäufe entspricht) liegen, die in der 

Verordnung (EG) Nr. 443/2009 über die Verringerung der CO2-Emissionen neuer 

Personenkraftwagen festgelegt ist. Dadurch würde den Kleinserienherstellern eine größere 

Flexibilität bei der Überwindung der Wirtschaftskrise ermöglicht. 

 



 

RR\834584DE.doc 85/91 PE411.042v02-00 

 DE 

Änderungsantrag 26 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 10 – Absatz 1 – Einleitung – Buchstabe b 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(b) zu einer Gruppe verbundener Hersteller 

gehören, die insgesamt für weniger als 

22 000 neue leichte Nutzfahrzeuge 

verantwortlich ist, die je Kalenderjahr in 

der Gemeinschaft zugelassen werden, oder 

(b) zu einer Gruppe verbundener Hersteller 

gehören, die insgesamt für weniger als 

25 000 neue leichte Nutzfahrzeuge 

verantwortlich ist, die je Kalenderjahr in 

der Gemeinschaft zugelassen werden, oder 

Begründung 

In Anbetracht der Tatsache, dass der Gesamtanteil der Kleinserienhersteller am Markt für 

leichte Nutzfahrzeuge lediglich 5 % beträgt, schlägt der Verfasser der Stellungnahme vor, 

dass die Schwelle von 22 000 zugelassenen Fahrzeugen (1 % des Gesamtabsatzes von 

leichten Nutzfahrzeugen in der EU) auf 25 000 (ca. 1,4 %) heraufgesetzt werden soll. Dies 

würde immer noch unter der Zahl (die 2 % der Gesamtverkäufe entspricht) liegen, die in der 

Verordnung (EG) Nr. 443/2009 über die Verringerung der CO2-Emissionen neuer 

Personenkraftwagen festgelegt ist. Dadurch würde den Kleinserienherstellern eine größere 

Flexibilität bei der Überwindung der Wirtschaftskrise ermöglicht. 

 

Änderungsantrag 27 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 10 – Absatz 2 – Buchstabe d 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(d) eine Zielvorgabe für die spezifischen 

CO2-Emissionen, die mit dem 

Reduktionspotenzial des Herstellers, 

einschließlich des wirtschaftlichen und 

technologischen Potenzials zur 

Reduzierung seiner spezifischen CO2-

Emissionen, im Einklang steht, wobei die 

Besonderheiten des Marktes für den 

hergestellten Typ leichter Nutzfahrzeuge 

berücksichtigt werden. 

(d) eine Zielvorgabe für die spezifischen 

CO2-Emissionen, die mit dem 

Reduktionspotenzial des Herstellers und 

dem Durchschnittswert der Branche, 

einschließlich des wirtschaftlichen und 

technologischen Potenzials zur 

Reduzierung seiner spezifischen CO2-

Emissionen, im Einklang steht, wobei die 

Besonderheiten des Marktes für den 

hergestellten Typ leichter Nutzfahrzeuge 

berücksichtigt werden. 

Begründung 

Wenngleich die Reduzierung der CO2-Emissionen, die zur Verwirklichung der Zielvorgabe 
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von 175 g CO2/km erforderlich ist, für die Branche im Durchschnitt bei 14 % liegt, müssten 

einige Kleinserienhersteller Reduzierungen bewerkstelligen, die um das Zweifache höher 

sind. Damit sie nicht benachteiligt werden, sollte der Durchschnittswert der Branche daher zu 

den Kriterien zählen, die bei der Genehmigung einer Ausnahme berücksichtigt werden. 

 

Änderungsantrag 28 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 11 – Absatz 2 – Einleitung  

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

2. Die Kommission erlässt bis zum 

31. Dezember 2012 

Durchführungsbestimmungen für das 

Verfahren zur Genehmigung solcher 

innovativer Technologien nach dem in 

Artikel 13 Absatz 2 genannten 

Regelungsverfahren. Diese 

Durchführungsbestimmungen gründen sich 

auf folgende Kriterien für innovative 

Technologien: 

2. Die Kommission erlässt bis zum 

31. Dezember 2012 

Durchführungsbestimmungen für das 

Verfahren zur Genehmigung solcher 

innovativer Technologien nach dem in 

Artikel 13 Absatz 2 genannten 

Regelungsverfahren. Diese 

Durchführungsbestimmungen stehen im 

Einklang mit den Bestimmungen in 

Artikel 12 Absatz 2 der Verordnung (EG) 

Nr. 443/2009 und gründen sich auf 

folgende Kriterien für innovative 

Technologien: 

Begründung 

In Artikel 12 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 443/2009 zur Verringerung der CO2-

Emissionen von Personenkraftwagen wird angeführt, dass die Kommission bis 2010 

Durchführungsvorschriften für das Verfahren zur Genehmigung solcher innovativer 

Technologien erlässt. 

 

Änderungsantrag 29 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 12 – Absatz 1 – Unterabsatz 1 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

Bis 31. Oktober 2016 und danach alle drei 

Jahre werden Maßnahmen zur Änderung 

von Anhang I erlassen, durch die der dort 

genannte Wert M0 an die durchschnittliche 

Masse neuer leichter Nutzfahrzeuge in den 

vorausgegangenen drei Kalenderjahren 

Bis 31. Oktober 2016 und danach alle drei 

Jahre werden Maßnahmen zur Änderung 

von Anhang I erlassen, durch die der dort 

genannte Wert M0 an die durchschnittliche 

Masse neuer leichter Nutzfahrzeuge, die in 

den vorausgegangenen drei Kalenderjahren 
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angepasst wird. angemeldet wurden, angepasst wird. 

 

Änderungsantrag 30 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 12 – Absatz 4 – Unterabsatz 1 – Spiegelstrich 1 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

– vorbehaltlich der Bestätigung der 

Realisierbarkeit anhand aktueller 

Folgenabschätzungsergebnisse die 

Modalitäten festzulegen, auf deren 

Grundlage bis zum Jahr 2020 ein 

langfristiges Ziel von 135 g CO2/km auf 

kosteneffiziente Weise erreicht werden 

kann, und 

– vorbehaltlich der Bestätigung der 

Realisierbarkeit anhand aktueller 

Folgenabschätzungsergebnisse die 

Modalitäten festzulegen, auf deren 

Grundlage bis zum Jahr 2022 ein 

langfristiges Ziel von 135 g CO2/km auf 

kosteneffiziente Weise erreicht werden 

kann, und  

 

Änderungsantrag 31 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 12 – Absatz 7 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

7. Die Kommission überprüft bis 2015 die 

in Anhang II Teil B Nummer 7 festgelegte 

Methode zur Bestimmung der 

spezifischen CO2-Emissionen von 

vervollständigten Fahrzeugen und legt 

dem Europäischen Parlament und dem 

Rat gegebenenfalls einen Vorschlag zur 

Änderung von Anhang II vor. 

7. Die Kommission legt bis 2017 

gegebenenfalls ein Verfahren zur 

Ermittlung repräsentativer Werte für die 

CO2-Emissionen und die 

Kraftstoffeffizienz vervollständigter 

Fahrzeuge fest. 

Begründung 

Um den spezifischen Bedingungen von Fahrzeugen mit mehreren Fertigungsstufen Rechnung 

zu tragen, hat die Europäische Kommission Änderungen des ursprünglichen Vorschlags 

empfohlen. Der Änderungsantrag trägt diesen Empfehlungen Rechnung. 
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Änderungsantrag 32 

Vorschlag für eine Verordnung 

Anhang II – Teil A – Nummer 3 – Buchstabe d – Ziffer ii 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(ii) die spezifischen CO2-Emissionen, (ii) die spezifischen CO2-Emissionen und 

der Anteil der Emissionsverringerung als 

Ergebnis der Anwendung innovativer 

Technologien gemäß Artikel 11, 

Begründung 

Diese Änderung dient der Herstellung textlicher Kohärenz. 

 

Änderungsantrag 33 

Vorschlag für eine Verordnung 

Anhang II – Teil B – Nummer 7 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

7. Spezifische Emissionen 

vervollständigter Fahrzeuge Die 

spezifischen Emissionen vervollständigter 

Fahrzeuge werden gemäß der Richtlinie 

2004/3/EG bestimmt. Liegt dieser Wert 

nicht vor, so werden die spezifischen 

Emissionen eines vervollständigten 

Fahrzeugs auf den höchsten Wert der 

spezifischen Emissionen aller 

vollständigen Fahrzeuge, die demselben 

Typ angehören, wie das unvollständige 

Fahrzeug, auf dem das vervollständigte 

Fahrzeug basiert, und die in demselben 

Überwachungsjahr in der EU zugelassen 

wurden, festgesetzt, wobei für 

„Fahrzeugtyp“ die Definition nach 

Artikel 3 der Richtlinie 2007/46/EG gilt. 

Gibt es mehr als drei verschiedene Werte 

für die spezifischen Emissionen aller 

vollständigen Fahrzeuge, so sind die 

zweithöchsten spezifischen Emissionen 

zugrunde zu legen. 

entfällt 
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Begründung 

Um den spezifischen Bedingungen von Fahrzeugen mit mehreren Fertigungsstufen Rechnung 

zu tragen, hat die Europäische Kommission Änderungen des ursprünglichen Vorschlags 

empfohlen. Der Änderungsantrag trägt diesen Empfehlungen Rechnung. 
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